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Eltern und  
ihre Kinder
Informationen über die  
rechtlichen Grundlagen der 
Eltern-Kind-Beziehung



Eltern zu werden ist eine beglückende Erfahrung 

und eine Erweiterung der eigenen Lebensper-

spektiven. Die Geburt eines Kindes gibt den  

Eltern aber auch ein hohes Maß an Verantwor-

tung. Diese Verantwortung spiegelt sich in zahl-

reichen Bestimmungen unseres Familienrechts 

wider, die gegenseitige Rechte und Pflichten  

im Eltern-Kind-Verhältnis festlegen. Viele dieser 

Rechtsnormen wirken sich nicht unmittelbar 

aus, solange die Familie einvernehmlich ihre 

Angelegenheiten regelt. 

Grußwort

Hinweis: Aus Gründen der leichteren Lesbarkeit wird 
auf eine geschlechterspezifische Differenzierung 
verzichtet. Entsprechende Begriffe gelten im Sinne 
der Gleichbehandlung für beide Geschlechter.  
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Kommt es aber zu einem Konflikt (z. B. durch 

den Vorwurf verletzter Aufsichtspflicht, durch 

Meinungsverschiedenheiten über Art und Höhe 

des Unterhalts, durch Trennung oder Scheidung), 

muss anhand dieser Regelungen und häufig mit 

Hilfe des Gerichts eine Lösung gesucht werden. 

Es ist dann gut, über die rechtlichen Grundlagen 

der Eltern-Kind-Beziehung Bescheid zu wissen.

Hierfür soll die vorliegende Broschüre einige 

Hinweise bieten. Sie kann nicht alle Facetten  

der teilweise schwierigen Rechtsfragen, etwa  

im Unterhaltsrecht, beleuchten und soll auch 

nicht den notwendigen Rechtsrat im Einzelfall 

ersetzen. Aber sie kann und soll eine Orien-

tierungshilfe sein, die durch Vermittlung von 

Grundlagenwissen vielleicht auch dazu beiträgt, 

Streitpunkte zu vermeiden oder zu entschärfen.

München, im Oktober 2017

 

Prof. Dr. Winfried Bausback, MdL 
Bayerischer Staatsminister der Justiz
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Rechtsfragen der Abstammung

Unser Familienrecht unterscheidet seit der  

Kindschaftsrechtsreform 1998 grundsätzlich 

nicht mehr zwischen ehelichen und nicht-

ehelichen Kindern. Es gibt keinen privilegierten 

Status eines ehelichen Kindes mehr.  

Die Regelungen des Kindschaftsrechts gelten  

im Grundsatz einheitlich für alle Kinder  

unabhängig vom Familienstand ihrer Eltern. 

Vater werden ist nicht schwer …
 
In einigen wenigen Bereichen (vor allem bei der Ab-
stammung, dem Familiennamen und dem Sorgerecht) 
bestehen aber aus tatsächlichen Gründen noch prakti-
sche Unterschiede: Einzelne Rechtsfolgen wie die Vater-
schaftszuordnung, die Erteilung des Ehenamens der  
Eltern oder der automatische Eintritt des gemeinsamen 
Sorgerechts hängen von der bestehenden Ehe der Eltern 
ab. Bei nicht miteinander verheirateten Eltern bedarf  
es hingegen eines besonderen Rechtsakts, um etwa die 
Vaterschaft festzulegen oder die gemeinsame Sorge der 
Eltern zu begründen.

Gleichwohl spricht das Gesetz auch in diesen wenigen 
Ausnahmefällen, in denen der Familienstand der Eltern 
eine Rolle spielt, nicht etwa von „nichtehelichen“  
Kindern. Zur Vermeidung jedes Anscheins einer Diskri-
minierung lautet die gesetzliche Bezeichnung: „Kind, 
dessen Eltern nicht miteinander verheiratet sind“.  
Zur sprachlichen Vereinfachung wird aber im Folgen-
den, soweit es darauf ankommt, von „ehelichen“ bzw. 
„nicht ehelichen“ Kindern die Rede sein.
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Das Gesetz stellt zunächst klar: „Mutter eines Kindes ist 
die Frau, die das Kind geboren hat“. Eine solche Aussage 
mag auf den ersten Blick selbstverständlich erscheinen. 
Sie soll aber betonen, dass eine nach deutschem Recht 
unzulässige „Leihmutterschaft“ – also das Austragen 
eines Embryos aus der Eizelle einer anderen Frau – auch 
familienrechtlich verfehlt wäre. Als Mutter würde stets 
die „Leihmutter“ gelten, nicht aber – wie bei einer derar-
tigen verbotenen Transaktion gewollt – die „Eispenderin“.

Vater eines Kindes ist stets der Mann, der zum Zeit-
punkt der Geburt mit der Mutter des Kindes verheiratet 
ist. Dies gilt auch dann, wenn der Ehemann während 
der Schwangerschaft verstorben ist und das Kind inner-
halb von 300 Tagen danach geboren wird. Heiratet die 
Witwe während der Schwangerschaft, gilt der neue Ehe-
mann als Vater. 

Wer kann wann die Vaterschaft anfechten?
 

Stammt das Kind tatsächlich nicht aus der Ehe, 
kann die gesetzliche Vermutung der Vaterschaft 
des Ehemannes in einem besonderen gerichtlichen 
Verfahren widerlegt werden. Ein solches Verfahren 
auf Anfechtung der Vaterschaft können der Ehe-
mann, die Mutter und das Kind beantragen. 

Der tatsächliche Erzeuger des Kindes ist nur dann 
zur Anfechtung berechtigt, wenn zwischen dem 
Kind und seinem Vater (Ehemann der Mutter) keine 
sozial-familiäre Beziehung besteht. Diese Ein-
schränkung dient dem ungestörten Aufwachsen 
des Kindes in einer Familie.

Eltern und ihre Kinder
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Die Vaterschaft kann nur innerhalb von zwei Jahren an-
gefochten werden. Diese Frist beginnt jedoch erst, wenn 
ein Anfechtungsberechtigter von Umständen erfährt, die 
gegen die Vaterschaft sprechen. In jedem Fall beginnt 
die Frist nicht vor der Geburt des Kindes.

Hat der gesetzliche Vertreter eines minderjährigen Kindes 
die Anfechtungsfrist versäumt, so kann das Kind nach 
dem Eintritt der Volljährigkeit selbst anfechten. In die-
sem Fall beginnt die Frist nicht vor dem 18. Geburtstag 
des Kindes und nicht vor dem Zeitpunkt, in dem es von 
den Gründen für Zweifel an seiner Abstammung erfährt.

Hat der Ehemann die Vaterschaft des Kindes erfolgreich 
angefochten, kann er grundsätzlich vom wirklichen Vater 
Ersatz der bisher erbrachten Unterhaltsleistungen fordern.

Die Anfechtung der Vaterschaft ist in folgendem Sonder-
fall entbehrlich: Wird ein Kind nach Anhängigkeit eines 
Scheidungsantrages geboren, genügt die Anerkennung 
der Vaterschaft durch den wirk lichen Erzeuger spätestens 
ein Jahr nach Rechtskraft des Scheidungsbeschlusses. 
Dieser müssen die Mutter und auch ihr (geschiedener) 
Ehemann durch öffentlich beurkundete Erklärung zu-
stimmen. Sind diese Voraussetzungen erfüllt, wird der 
Anerkennende zum Vater des Kindes, sofern der Schei-
dungsbeschluss rechtskräftig wird. Damit soll entspre-
chend der Lebenswirklichkeit eine Änderung der rechtli-
chen Zuordnung des Kindes möglich sein, wenn Einigkeit 
besteht, dass der Vater nur der neue Partner der ge-
schiedenen Mutter sein kann.

Sind die Eltern des Kindes nicht miteinander verheiratet, 
gilt als Vater des Kindes der Mann, der die Vaterschaft 
anerkannt hat oder dessen Vaterschaft gerichtlich festge-
stellt wird. Insbesondere bei Schwierigkeiten mit der Vater-
schaftsfeststellung kann die Mutter für das Kind eine 
Beistandschaft beantragen. Beistand wird regelmäßig 
das Jugendamt; in Bayern ist auch eine Beistandschaft 
durch hierauf spezialisierte rechtsfähige Vereine möglich.
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Die Anerkennung der Vaterschaft geschieht durch eine 
höchstpersönliche Erklärung des Vaters, die bereits vor 
der Geburt abgegeben werden kann. Dieser Anerken-
nung muss stets die Mutter zustimmen. Steht dieser 
nicht die elterliche Sorge zu (z. B. weil ihr Sorgerecht 
wegen Minderjährigkeit ruht), bedarf die Anerkennung 
auch der Zustimmung des Kindes, welches dann z. B. 
durch einen Amtsvormund vertreten wird. Sowohl  
die Anerkennung als auch die Zustimmungserklärung 
bedürfen wegen ihrer weit reichenden Folgen der öffent-
lichen Beurkundung, nämlich durch einen Notar, das 
Amtsgericht, den Standesbeamten oder – wie häufig – 
die Urkundsstelle des Jugendamtes.

Stellt sich heraus, dass der Anerkennende nicht der  
Vater ist, kann die Vaterschaft angefochten werden.  
Hierfür gelten dieselben Voraussetzungen und Verfah-
rensregeln wie bei der Vaterschaft des Ehemannes.  
Anfechtungsberechtigt sind somit der Mann, der die  
Vaterschaft anerkannt hat, die Mutter, das Kind und – 
unter der Voraussetzung, dass zwischen dem Kind  
und seinem Vater (dem Anerkennenden) keine sozial-
familiäre Beziehung besteht – der tatsächliche Erzeuger 
des Kindes. Es gelten die oben beschriebenen Anfech-
tungsfristen. Der Fristbeginn kann nicht vor dem Wirk-
samwerden der Anerkennung liegen.

Eltern und ihre Kinder
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Auch die Feststellung der Vaterschaft

kann beantragt werden:
 
Lehnt der mutmaßliche Vater die Anerkennung ab,  
können das Kind oder die Mutter vor dem Familienge-
richt die Feststellung der Vaterschaft beantragen.  
Umgekehrt kann auch der Vater die Feststellung seiner 
Vaterschaft beantragen. Im gerichtlichen Verfahren wird 
dann festgestellt, wer das Kind gezeugt hat. In diesen 
„Vaterschaftsprozessen“ spielen heutzutage insbeson-
dere DNA-Gutachten eine entscheidende Rolle. Das  
Gericht holt in Vaterschaftsfeststellungsverfahren ein 
solches Gutachten in der Regel von Amts wegen ein.

Sofern ein DNA-Gutachten ausnahmsweise nicht mög-
lich ist (z. B., weil der festzustellende Vater nicht erreich-
bar ist) oder dieses kein sicheres Ergebnis liefert (z. B. 
bei eineiigen Zwillingen), wird gesetzlich derjenige als 
Vater vermutet, der während der Empfängniszeit Ge-
schlechtsverkehr mit der Mutter gehabt hat. In solchen 
– eher seltenen – Fällen bedarf also nur der Geschlechts-
verkehr selbst des Nachweises. Steht dieser fest, muss 
der als Vater in Anspruch Genommene im gerichtlichen 
Verfahren die Vermutung für seine Vaterschaft wider-
legen, etwa durch den konkreten Nachweis, dass auch 
andere Personen als Vater in Betracht kommen. 

Während eines laufenden Verfahrens auf Feststellung 
der Vaterschaft kann das Gericht den Unterhalt für das 
Kind oder die Mutter gegebenenfalls auf Antrag im 
Wege der einstweiligen Anordnung regeln.

Mit der rechtskräftigen Feststellung der Vaterschaft 
durch das Gericht wird das Rechtsverhältnis zwischen 
dem Vater und dem Kind, aber auch zu den übrigen  
Verwandten endgültig festgelegt. Hier sind vor allem  
die Unterhaltspflicht und Erbansprüche zu nennen.

9



Kinder haben Anspruch auf Unterhalt. Dies ist 

zwar rechtlich, nicht aber auch immer tatsäch-

lich selbstverständlich. Während in der intakten 

Familie der Unterhalt in der Regel im Rahmen 

des gemeinsamen Familienhaushalts einver-

nehmlich erbracht wird, muss im Konfliktfall die 

Höhe der Unterhaltsleistung gerichtlich festge-

legt werden. Das Gesetz steckt hierbei nur einen 

allgemeinen Rahmen ab. 

 
Unterhalt kann zunächst nur der „Bedürftige“ vom 
„Leistungsfähigen“ verlangen. Wie Bedürftigkeit und 
Leistungsfähigkeit festzustellen sind, ist gesetzlich nicht 
näher geregelt. Ferner wird nur der „angemessene“  
Unterhalt geschuldet. 

Dabei ist zu unterscheiden zwischen Barunterhalt und 
Betreuungsunterhalt. Beide sind nach dem Gesetz 
gleichwertig. Der Betreuungsunterhalt wird durch Pflege 
und Erziehung von dem Elternteil erbracht, bei dem sich 
das minderjährige Kind befindet. Der Barunterhalt ist 
von dem anderen Elternteil zu leisten und besteht regel-
mäßig in der Zahlung einer monatlichen Geldrente.  
Deren Höhe richtet sich nach dem Einkommen des Bar-
unterhaltspflichtigen sowie nach der sozialen Stellung 
des Kindes. Diese leitet sich von den Eltern ab, solange 
das Kind selbst noch keine Lebensstellung erlangt hat.

Der Nachwuchs – lieb und teuer ... 
 
Um bei diesen auslegungsbedürftigen Maßstäben des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB) eine möglichst große 
Gleichbehandlung zu erreichen, wurden in der Gerichts-
praxis als Orientierungshilfe Bedarfstabellen und Leit-
linien entwickelt. Grundlegend ist die „Düsseldorfer  
Tabelle“, deren Empfehlungen mit gewissen Abweichun-
gen in vielen Gerichtsbezirken von den Gerichten häufig 

Einiges zum Unterhalt

Eltern und ihre Kinder
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zur Unterhaltsbemessung herangezogen werden. Die 
von den Familiensenaten der Oberlandesgerichte Bam-
berg, Karlsruhe, München, Nürnberg, Stuttgart und 
Zweibrücken als Orientierungshilfe verwendeten „Süd-
deutschen Leitlinien“ verweisen ausdrücklich auf die 
„Düsseldorfer Tabelle“.

Jedoch sind stets Besonderheiten des Einzelfalls zu  
berücksichtigen, z. B. krankheits- oder behinderungs-
bedingter Mehrbedarf.

  Hierbei gehen die Gerichte zumeist so vor:

Zunächst ist das anrechenbare Einkommen des Barunter-
haltspflichtigen zu ermitteln. Zum Einkommen gehören 
grundsätzlich alle Einkünfte und geldwerten Vorteile,  
z. B. Arbeitsverdienst, Renten, Zinsen, Wohnvorteil. Auch 
Arbeitslosengeld ist als Einkommen des Unterhalts-
pflichtigen zu werten, hingegen bleibt die Sozialhilfe und 
grundsätzlich auch das Arbeitslosengeld II nach dem 
SGB II unberücksichtigt. Vom Einkommen abzuziehen 
sind Steuern und Vorsorgeaufwendungen, wie z. B. die 
gesetzliche Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosen-
versicherung oder eine angemessene private Kranken- 
und Altersvorsorge. Schulden können je nach den Um-
ständen des Einzelfalles (Art, Grund und Zeitpunkt des 
Entstehens) das anrechenbare Einkommen verringern. 
Gegebenenfalls ist jedoch eine Abwägung der Belange 
des Unterhaltspflichtigen, des Unterhalts berechtigten 
und des Dritten als Gläubiger notwendig. Berufsbedingte 
Aufwendungen, die sich von den pri vaten Lebenshal-
tungskosten abgrenzen lassen, sind vom Einkommen ab-
zuziehen, wobei regelmäßig eine Pauschale von 5 % des 
Nettoeinkommens im Wege der Schätzung angenommen 
werden kann.
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Sodann ist der Unterhaltsbedarf des Kindes festzustellen.

Hierfür legt die Tabelle Netto-Einkommensgruppen für 
den Unterhaltspflichtigen fest (z. B. bis 1.500 Euro, von 
1.501 Euro bis 1.900 Euro, 1.901 Euro bis 2.300 Euro usw.). 
Für die entsprechende Einkommensgruppe wird ein  
Unterhaltsbetrag vorgeschlagen, der sich nach der jewei-
ligen Altersstufe richtet (bis Vollendung des 6. Lebens-
jahres, vom 7. bis Vollendung des 12. Lebensjahres, 
vom 13. bis Vollendung des 18. Lebensjahres und dann 
ab Vollendung des 18. Lebensjahres). Die Einzelheiten 
sind dem auf Seite 57 abgedruckten Auszug aus der 
Düsseldorfer Tabelle zu entnehmen.

Die in der Tabelle aufgeführten Sätze sind auf den Fall 
zugeschnitten, dass der Unterhaltspflichtige zwei Per-
sonen Unterhalt zu gewähren hat. Bei einer größeren/
geringeren Anzahl Unterhaltsberechtigter können daher 
Ab- oder Zuschläge angemessen sein.

Die in der Tabelle empfohlenen Unterhaltsbeträge be-
dürfen von Zeit zu Zeit einer Anpassung an die wirtschaft-
liche Entwicklung. Damit dann bestehende Unterhalts-
titel ohne gerichtliches Verfahren oder Neubeur kundung 
weiterhin in aktueller Höhe verwendbar sind, kann der 
zu zahlende Unterhalt in „dynamisierter“ Form festge-
setzt werden. Die Düsseldorfer Tabelle baut nämlich auf 
so genannten Mindestunterhaltsbeträgen auf, die sich 
am steuerrechtlichen Kinderfreibetrag orientieren und 
damit der wirtschaftlichen Entwicklung angepasst  
werden können.

Beispiel:

Beträgt das berücksichtigungsfähige Nettoeinkom-
men des Unterhaltsverpflichteten 1.800 Euro und 
ist das unterhaltsberechtigte Kind 10 Jahre alt, so 
wird das Gericht bei Zugrundelegung der Düssel-
dorfer Tabelle – Stand 1. Januar 2017 – einen mo-
natlichen Unterhaltsbetrag von 413 Euro ermitteln.

Eltern und ihre Kinder
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  Besonderheiten gelten für das Kindergeld

Vom nach der Düsseldorfer Tabelle festgestellten Unter-
haltsbedarf des Kindes ist schließlich das auf dieses ent-
fallende Kindergeld abzuziehen, und zwar zur Hälfte, 
wenn ein Elternteil ausschließlich den Betreuungsunter-
halt leistet, in allen anderen Fällen in voller Höhe.

Lebt also in obigem Beispiel das Kind beim betreuungs-
unterhaltspflichtigen Elternteil, so ist bei der Berechnung 
des Barunterhalts, den der andere Elternteil zu leisten 
hat, das hälftige Kindergeld (96 Euro) abzuziehen, so 
dass sich ein Betrag von 413 Euro - 96 Euro = 317 Euro 
errechnet.

Beispiel:

Hat sich der Schuldner verpflichtet, einem Kind 
„den Mindestunterhalt“ für die jeweiligen Alters-
stufen zu bezahlen, wäre seine Unterhaltsschuld 
– Stand 1. Januar 2017 – für ein 10-jähriges Kind 
393 Euro. Erhöht sich der Mindestunterhalt für diese 
Altersstufe, schuldet der Unterhaltspflichtige auto-
matisch den neuen Betrag, ohne dass die Unter-
haltsurkunde abgeändert werden muss. 

Der Unterhalt kann aber auch in Form eines Prozent-
satzes des jeweiligen Mindestunterhaltes festgelegt 
werden. Der in obigem Beispiel für ein Einkommen 
des Kindesvaters von 1.800 Euro errechnete Tabel-
lenbetrag von 413 Euro entspricht 105 % des Min-
destunterhaltes. Ein so „dynamisierter“ Unter-
haltstitel bleibt also aktuell, auch wenn sich der 
Mindestunterhalt erhöht oder das Kind in eine  
höhere Altersstufe hineingewachsen ist (unberührt 
bleibt freilich die Möglichkeit, im gerichtlichen Ver-
fahren eine Anpassung aus anderen Gründen zu 
erwirken, etwa weil sich das maßgebende Einkom-
men des Unterhaltsschuldners wesentlich erhöht 
oder verringert hat oder der Bedarf des Kindes sich 
z. B. durch eigenes Einkommen verändert hat).
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Weiter prüft das Gericht, ob der festgestellte Bedarf des 
Kindes bereits gedeckt ist.

Eigenes Einkommen des Kindes ist grundsätzlich wie 
das anrechenbare Einkommen des Verpflichteten zu be-
rechnen. So stellen BAföG-Leistungen Einkommen des 
Kindes dar, auch wenn sie als Darlehen gewährt worden 
sind. Hingegen ist Arbeitslosengeld II nach dem SGB II 
grundsätzlich kein anrechenbares Einkommen des  
Unterhaltsberechtigten.

Der angemessene Gesamtbedarf eines volljährigen  
Kindes, das nicht bei seinen Eltern oder einem Elternteil 
wohnt, beträgt – Stand 1. Januar 2017 – regelmäßig  
735 Euro im Monat.

Zur Klarstellung seien nochmals die wesentlichen Unter-
schiede zwischen minderjährigen und volljährigen Kin-
dern hervorgehoben:

Gegenüber minderjährigen Kindern ist in der Regel nur 
ein Elternteil barunterhaltspflichtig. Der andere erbringt 
seine Unterhaltsleistung durch Betreuung des Kindes. 
Zu beachten ist ferner, dass dem Barunterhaltspflichtigen 
sein Eigenbedarf verbleiben muss. Der sog. notwendige 
Selbstbehalt gegenüber minderjährigen Kindern beträgt 
bei Erwerbstätigen 1.080 Euro (Stand: 1. Januar 2017). 
Den Barunterhaltspflichtigen trifft eine erhöhte Erwerbs-
obliegenheit. Er muss sich gegebenenfalls besonders 
intensiv um ausreichende Einkünfte bemühen, auch un-
terhalb seines Ausbildungsniveaus liegende Erwerbs-
stellungen oder auch Nebentätigkeiten annehmen, um 
den Unterhaltsbedarf des Kindes zu decken (es sei denn, 
er steht selbst, z. B. als Student, noch in seiner Erstaus-
bildung). Verstößt ein Elternteil gegen diese Erwerbs-
obliegenheit, können ihm unter Umständen „fiktive“ Ein-
künfte zugerechnet werden, die er bei gehöriger 
Anstrengung erzielen könnte.

Gegenüber volljährigen Kindern besteht diese verschärfte 
Erwerbsobliegenheit nicht, hier gilt auch nur der soge-
nannte angemessene Selbstbehalt. Dieser beträgt aktuell 
– Stand 1. Januar 2017 – 1.300 Euro. Ferner gehen voll-

Eltern und ihre Kinder
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jährige Kinder im Rang minderjährigen Kindern, auf-
grund der Betreuung eines Kindes unterhaltsberechtig-
ten Elternteilen, Ehegatten und geschiedenen Ehegatten 
nach. Erst wenn deren Unterhaltsansprüche erfüllt sind, 
kommen sie zum Zuge. Hierbei haften beide Elternteile 
anteilig nach ihren Erwerbs- und Vermögensverhältnis-
sen auf Barunterhalt.

Eine Sonderstellung nehmen volljährige unverheiratete 
Kinder unter 21 Jahren ein, die noch im Haushalt eines 
Elternteils wohnen und sich in der allgemeinen Schul-
ausbildung befinden. Ihnen gegenüber haften beide  
Eltern gegebenenfalls anteilig auf Barunterhalt, und zwar 
verschärft mit niedrigerem Selbstbehalt und erhöhter 
Er werbs  obliegenheit. Im Rang stehen sie ihren minder-
jährigen Geschwistern gleich (selbst verständlich kann 
der leistungsfähige „beherbergende“ Elternteil seine 
Unterhaltspflicht auch durch Natural leistungen erfüllen).

  Ausbildungsunterhalt

Auf besonderes Interesse bei den Betroffenen stößt  
immer wieder die Frage des Ausbildungsunterhalts.

Die Eltern schulden dem Kind die Finanzierung einer  
angemessenen Vorbildung zu einem Beruf. Hierunter ist 
eine Berufsausbildung zu verstehen, die der Begabung 
und den Fähigkeiten, dem Leistungswillen und den  
beachtenswerten Neigungen des Kindes am besten ent-
spricht, ohne dass es auf den Beruf oder die gesell-
schaftliche Stellung der Eltern ankäme. Hierbei ist aber 
die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der Eltern zu be-
rücksichtigen. Ist die Pflicht zur Finanzierung einer ange-
messenen Ausbildung erfüllt, sind die Eltern im Allge-
meinen nicht verpflichtet, die Kosten für eine weitere 
Ausbildung zu tragen. Im Einzelfall kann sich hier jedoch 
etwas anderes ergeben, etwa wenn ein Studium mit  
einer vorausgegangenen praktischen Ausbildung im  
engen zeitlichen und sachlichen Zusammenhang steht 
(wie Banklehre und anschließendes Jurastudium) und 
die Kosten den Eltern wirtschaftlich zuzumuten sind.  
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Jedenfalls obliegt es einem in der Ausbildung stehenden 
unterhaltsberechtigten Kind, seine Ausbildung zielstrebig 
zu betreiben. Ein „Bummelstudent“ muss sich gegebe-
nenfalls darauf verweisen lassen, seinen Lebensbedarf 
durch Erwerbstätigkeit selbst zu verdienen.

Eltern, die einem unverheirateten – auch volljährigen 
– Kind Unterhalt zu gewähren haben, dürfen bestimmen, 
in welcher Art und für welche Zeit im Voraus der Unter-
halt gewährt werden soll. Eine derartige Bestimmung 
kann auch durch schlüssiges Verhalten, also tatsächliche 
Leistung des Unterhalts in der gewollten Weise, getrof-
fen werden. Haben Eltern also die Bestimmung getroffen, 
dass dem Kind der Unterhalt nicht in bar, sondern „in 
natura“ im Elternhaus gewährt wird (Naturalunterhalt), 
kann das Kind keinen Barunterhalt verlangen. Dies gilt 
auch gegenüber dem Träger der Ausbildungsförderung, 
auf den ein Unterhaltsanspruch des Kindes nach dem 
BAföG übergegangen ist. Die Eltern haben allerdings bei 
der Bestimmung auf die Belange des Kindes die gebotene 
Rücksicht zu nehmen. Ist das Kind mit der Bestimmung 
nicht einverstanden, kann es im Unterhaltsverfahren vor 
dem Familiengericht z. B. einwenden, die getroffene Be-
stimmung sei rechtlich bzw. tatsächlich undurchführbar 
oder gar missbräuchlich.

Wer die Bestimmung wirksam treffen kann, wenn die 
Eltern getrennt leben oder geschieden sind, regelt das 
BGB nur für minderjährige Kinder. Solange beide Eltern 
das Sorgerecht gemeinsam ausüben, müssen sie sich 
einigen oder andernfalls eine Regelung mit Hilfe des  
Familiengerichts anstreben.

Ist das Kind volljährig, steht das Bestimmungsrecht 
nach der Rechtsprechung regelmäßig allein dem Eltern-
teil zu, den das Kind auf Unterhalt in Anspruch nimmt.

Hat ein Elternteil mit dem anderen vereinbart, dass er 
den Barunterhalt leistet und der andere Naturalunterhalt, 
so kann er sich davon (vorbehaltlich späterer Entwick-
lungen) nicht einseitig durch die Bestimmung lösen, dass 
das Kind den Unterhalt bei ihm „in natura“ entgegen-
zunehmen habe. Eine solche Bestimmung ist unwirksam. 

Eltern und ihre Kinder
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Zum Schutz des Kindes ist eine Bestimmung ferner un-
wirksam, die aus tatsächlichen oder rechtlichen Gründen 
undurchführbar ist.

Die Dauer eines Unterhaltsanspruchs ist grundsätzlich 
unbegrenzt. In jedem Fall endet der Unterhaltsanspruch 
mit dem Wegfall der Bedürftigkeit, also dann, wenn das 
Kind sich selbst durch Einkommen aus eigener Erwerbs-
tätigkeit oder etwaigem Vermögen unterhalten kann.

Die Unterhaltspflicht kann ganz oder teilweise wegfallen, 
wenn der Berechtigte gegenüber dem Unterhaltspflich-
tigen etwa seine eigene Unterhaltspflicht gröblich ver-
nachlässigt oder sich einer schweren Verfehlung schuldig 
gemacht hat. Diese Einschränkung gilt freilich nicht ge-
genüber minderjährigen Kindern.

Das Unterhaltsschuldverhältnis erlischt, sobald der Be-
rechtigte oder der Verpflichtete stirbt. Die im Zeitpunkt 
des Todes bereits fälligen Zahlungen sind aber noch an 
den Erben bzw. durch den Erben zu erbringen.

Ein „nichteheliches“ Kind kann Unterhaltsansprüche 
auch rückwirkend bis zur Geburt erheben, wenn die  
Vaterschaft erst später festgestellt wurde. In der Zwischen-
zeit kann es seine Unterhaltsansprüche zunächst nur 
vorläufig mittels einstweiliger Anordnung sichern. Dies 
ist allerdings nur bezüglich des Unterhalts für die ersten 
drei Lebensmonate des Kindes oder während der An-
hängigkeit eines gerichtlichen Vaterschaftsfeststellungs-
verfahrens möglich.

Sind beide Elternteile nicht leistungsfähig, kann eine  
Ersatzhaftung der Großeltern in Betracht kommen. Dabei 
haften nicht nur die Eltern des barunterhaltspflichtigen 
Elternteils des Kindes, sondern alle Großeltern anteilig 
nach ihren jeweiligen Erwerbs- und Vermögensverhält-
nissen. Allerdings sind ihnen höhere Selbstbehalte als 
den Eltern zuzubilligen und auch ihre eigenen Unter-
haltspflichten gegenüber einem jeweiligen Ehegatten 
angemessen zu berücksichtigen.
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  Drei wichtige Tipps

Auch zur Festsetzung und Beitreibung des Unterhalts 
kann der allein sorgeberechtigte Elternteil bzw. der Eltern-
teil, in dessen Obhut sich das Kind befindet, für das  
Kind eine Beistandschaft beantragen. Beistand wird in 
der Regel das Jugendamt, in Bayern können auch einige 
spezialisierte rechtsfähige Vereine Beistandschaften  
führen.

Ist der Unterhalt für ein minderjähriges Kind gegenüber 
einem Elternteil, mit dem das Kind nicht in einem Haus-
halt lebt, noch nicht festgesetzt, kann er für das Kind im 
vereinfachten Verfahren vor dem Familiengericht geltend 
gemacht werden. Dies hat den Vorteil, dass das Kind zu-
nächst einmal bis zum 1,2fachen des Mindestunterhalts 
fordern kann, ohne die Leistungsfähigkeit des Pflichtigen 
nachweisen zu müssen. Dieser kann sich auf seine man-
gelnde Leistungsfähigkeit im vereinfachten Unterhalts-
verfahren vielmehr nur berufen, wenn er zugleich Aus-
kunft über seine Einkünfte und sein Vermögen erteilt 
und für die letzten zwölf Monate seine Einkünfte belegt.

Lebt ein noch nicht 12 Jahre altes Kind mit einem allein 
erziehenden Elternteil zusammen und erhält es von dem 
anderen Elternteil nicht oder nicht regelmäßig Unterhalt 
mindestens in Höhe des Mindestunterhalts abzüglich 
des Kindergeldes, kann es unter bestimmten Vorausset-
zungen „Unterhaltsvorschuss“ durch das Jugendamt 
erhalten. Die früher geltende Höchstbezugsdauer von  
72 Monaten gilt seit dem 1. Juli 2017 nicht mehr. Zudem 
können nun grundsätzlich auch Kinder von der Vollen-
dung des 12. bis zur Vollendung des 18. Lebensjahrs  
unter den genannten Voraussetzungen Unterhaltsvor-
schuss erhalten, sofern das Kind keine Leistungen nach 
dem SGB II bezieht oder durch den Unterhaltsvorschuss 
Hilfebedürftigkeit vermieden werden kann oder der  
betreuende Elternteil über Einkommen von mindestens 
600 Euro brutto verfügt.

Eltern und ihre Kinder
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Unterhaltsvorschuss:

Der Unterhaltsvorschuss entspricht grundsätzlich 
dem jeweiligen Mindestunterhalt abzüglich des 
vollen Kindergeldes für ein erstes Kind. 

Dies sind derzeit – Stand 1. Januar 2017 – monat-
lich 150 Euro für Kinder unter 6 Jahren, monatlich 
201 Euro für Kinder von 6 bis 11 Jahren und  
monatlich 268 Euro für Kinder von 12 bis 17 Jahren. 
Auf die Unterhaltsvorschussleistung werden je-
doch insbesondere eigene Einkünfte von Kindern, 
die keine allgemeinbildende Schule mehr besu-
chen, nach Abzug von bestimmten Pauschbeträ-
gen zur Hälfte angerechnet.
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Das „eheliche“ Kind erhält den Ehenamen  

seiner Eltern als Geburtsnamen. Führen diese 

keinen Ehenamen und steht ihnen die elterliche 

Sorge gemeinsam zu, erhält das Kind den  

Namen der Mutter oder des Vaters. Falls die  

Eltern hierzu keine Erklärung abgeben, überträgt 

das Familiengericht das Bestimmungsrecht  

einem Elternteil. 

In gewissen Fällen kann sich der Name des Kindes oder 
eines Elternteils nachträglich ändern, etwa durch spätere 
Bestimmung eines Ehenamens seitens der Eltern. Nach 
Vollendung des fünften Lebensjahres nimmt ein Kind  
an einer solchen Namensänderung nur dann teil, wenn 
es sich ihr anschließt. Ab dem 14. Geburtstag kann das 
Kind die Erklärung nur selbst abgeben; es braucht hierzu 
die Zustimmung seines gesetzlichen Vertreters. 

Damit das Kind einen Namen hat ... 
 
Hat ein Kind den Ehenamen seiner Eltern als Geburts-
namen erhalten, und nimmt nach der Scheidung der  
allein sorgeberechtigte Elternteil wieder seinen früheren 
Namen an, so hat dies keine Auswirkungen auf den  
Familiennamen des Kindes. Ändert sich der Familien-
name eines Elternteils durch eine erneute Eheschließung, 
bleibt ebenfalls der Geburtsname des Kindes hiervon 
unberührt. Allerdings können der allein oder gemein-
sam mit dem anderen Elternteil sorgeberechtigte Eltern-
teil und der Stiefelternteil dem Kind durch öffentlich be-
glaubigte Erklärung gegenüber dem Standesbeamten 
ihren neuen Ehenamen erteilen. Dieser kann auch dem 
bisher geführten Namen des Kindes voran- oder nach-
gestellt werden. In diese „Einbenennung“ muss allerdings 
der andere leibliche Elternteil einwilligen, wenn ihm die 
elterliche Sorge gemeinsam mit dem den Namen ertei-

Die Festlegung des  
Vor- und Familiennamens

Eltern und ihre Kinder
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lenden Elternteil zusteht oder das Kind seinen Namen 
führt. Verweigert der andere Elternteil die Zustimmung, 
kann sie durch das Familiengericht ersetzt werden, 
wenn die Erteilung, Voranstellung oder Anfügung des 
neuen Ehenamens zum Wohl des Kindes erforderlich ist. 
An diesen Nachweis stellen die Gerichte allerdings 
strenge Anforderungen. Ist das Kind älter als fünf Jahre, 
muss es ebenfalls in die Namensänderung einwilligen.

Führen die Eltern keinen Ehenamen (weil sie nicht ver-
heiratet sind oder weil sie keinen Ehenamen bestimmt 
haben) und steht die elterliche Sorge nur einem Eltern-
teil zu, erhält das Kind den Familiennamen, den der  
allein sorgeberechtigte Elternteil zum Zeitpunkt der  
Geburt trägt. Dieser Elternteil kann dem Kind durch  
Erklärung gegenüber dem Standesbeamten den Namen 
des anderen Elternteils erteilen, sofern dieser – und 
nach Vollendung des fünften Lebensjahres auch das 
Kind – einwilligt.

Begründen die Eltern erst nach der Geburt die gemein-
same Sorge, so können sie den Namen des Kindes  
binnen drei Monaten neu bestimmen.

Anders als beim Nachnamen finden sich beim  
Vornamen kaum gesetzliche Regelungen. Dieser 
wird von demjenigen bestimmt, der tatsächlich 
personensorgeberechtigt ist, also in aller Regel  
von den Eltern, beim „nichtehelichen“ Kind und 
allei niger Sorge der Mutter von ihr allein. Bei der 
Namens gebung müssen die Kindesinteressen  
berücksichtigt werden. So darf der Vorname nicht 
anstößig sein oder das Kind später der Gefahr der 
Lächerlichkeit preisgeben.
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Eltern und Kinder sind einander zu Beistand  

und Rücksicht verpflichtet. Dies bedeutet, dass 

auch das Kind im Rahmen seiner Möglichkeiten 

und seiner persönlichen Entwicklung Verant-

wortung trägt.  

Eine besondere Ausgestaltung ist dabei die Dienstleis-
tungspflicht des Kindes, die solange besteht, wie das 
Kind im Haushalt wohnt und von den Eltern erzogen 
oder unterhalten wird. Sie ist ein Ausgleich für die Vor-
teile, die sich aus der Zugehörigkeit zu dem Haushalt 
ergeben. 

Vater und Mutter ehren ... 
 
Das minderjährige Kind ist schon im Rahmen der häus-
lichen Erziehung zu einer dem Alter entsprechenden  
Hilfe verpflichtet. Die Vorbereitung auf eine selbständige 
und partnerschaftliche Lebensführung schließt ein, dass 
Kinder (auch Söhne!) praktische Fertigkeiten im Haus-
halt lernen. Auch dem Bücherwurm schadet Rasenmähen 
oder Geschirrabtrocknen zumeist nicht. 

Das Gesetz stellt aber ausdrücklich klar, dass nicht nur 
Lerninteressen des Kindes, sondern auch Eigeninteressen 
der Eltern über Art und Umfang der Mitarbeit bestimmen. 
Das Kind hat die Dienste in dem Umfang zu leisten, die 
in einer solchen Hausgemeinschaft üblich und notwen-
dig sind sowie seinem körperlichen Vermögen und der 
ihm neben Ausbildung oder eigener Erwerbstätigkeit 
verbleibenden Zeit entsprechen. 

Bei Berufstätigkeit beider Eltern kann mehr Hilfe bean-
sprucht werden als bei einem Einverdienermodell, bei 
kranken Eltern mehr als bei gesunden.

Gesetzliche Beistands- und  
Rücksichtspflichten

Eltern und ihre Kinder
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Die Eltern haben die Pflicht und das Recht, für 

das minderjährige Kind zu sorgen. Diese elter-

liche Sorge umfasst die Sorge für die Person 

(Personensorge) und das Vermögen des Kindes 

(Vermögenssorge). Wird das Kind in einer Ehe 

geboren, steht die Sorge den Eltern gemeinsam 

zu. Dasselbe gilt, wenn nicht miteinander ver-

heiratete Eltern die Ehe schließen. 

Kleine Kinder – kleine Sorgen ... 
 
Bei „nichtehelichen“ Kindern hat die Mutter die alleinige 
Sorge. Sie kann aber mit dem Vater ein gemeinsames 
Sorgerecht begründen, indem beide in öffentlich beur-
kundeter Form (vor dem Jugendamt oder einem Notar) 
„Sorgeerklärungen“ abgeben. Eine minderjährige Mutter 
braucht hierzu die Zustimmung ihres gesetzlichen Ver-
treters. Die gemeinsame Sorge tritt ein, sobald beide 
Sorgeerklärungen beurkundet wurden. Weitere Voraus-
setzungen bestehen nicht: weder müssen die Eltern  
zusammenleben noch wird geprüft, ob die gemeinsame 
Sorge dem Kindeswohl dient. 

Rund um die elterliche Sorge

Eine auf diese Weise begründete gemeinsame  
Sorge der nicht verheirateten Eltern kann aber 
nicht mehr durch einfache Erklärung, etwa einen 
Widerruf oder eine Anfechtung, rückgängig ge-
macht werden. Leben die Eltern nicht nur vorüber-
gehend getrennt, bedarf es – wie im Fall einer 
Scheidung bei „ehelichen“ Kindern – gegebenen-
falls einer familiengerichtlichen Entscheidung,  
um das Sorgerecht wieder einem Elternteil zu 
übertragen.
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Ohne Abgabe von Sorgeerklärungen trifft das Familien-
gericht auf Antrag des „nichtehelichen“ Vaters eine ein-
zelfallbezogene Entscheidung. Es überträgt die elterliche 
Sorge oder einen Teil davon auf beide Eltern gemeinsam, 
wenn die Übertragung dem Kindeswohl nicht wider-
spricht. Sofern die Mutter keine Gründe vorträgt, die der 
gemeinsamen Sorge entgegenstehen und solche Gründe 
auch sonst nicht ersichtlich sind, wird vermutet, dass die 
genannte Voraussetzung erfüllt ist.

Bei der Ausübung des Sorgerechts hat stets das Wohl 
des Kindes im Vordergrund zu stehen. Üben die Eltern 
das Sorgerecht gemeinsam aus, haben sie bei Mei-
nungsverschiedenheiten zu versuchen, sich zu einigen. 
Gelingt dies nicht, kann das Familiengericht auf Antrag 
die Entscheidungsbefugnis einem der Elternteile über-
tragen. Dies gilt allerdings nur für Angelegenheiten, die 
für das Kind von erheblicher Bedeutung sind.

Auf Besonderheiten bei Trennung und Scheidung wird 
später eingegangen.

Die elterliche Sorge endet mit dem Tod des Kindes,  
dessen Volljährigkeit oder dessen Adoption. Die Sorge 
eines Elternteils endet mit dessen Tod sowie dann, wenn 
durch Maßnahmen des Familiengerichts das Sorgerecht 
ganz oder teilweise entzogen wird. Haben zuvor die  
Eltern die Sorge gemeinsam ausgeübt, stehen die Pflicht 
und das Recht zur Sorge für das Kind nunmehr dem  
anderen Elternteil alleine zu.

Wird beiden Elternteilen die Sorge ganz oder teilweise 
entzogen, hat das Familiengericht einen Vormund bzw. 
Ergänzungspfleger für das Kind zu bestellen. Ein Vor-
mund ist auch beim Tod beider Eltern zu bestellen.  
Für diesen Fall können die Eltern im Testament oder 
Erbvertrag festlegen, wer dann als Vormund berufen 
werden soll. Diese Person darf vom Familiengericht nur 
aus gewichtigen Gründen übergangen werden (z. B. Ver-
hinderung, Gefährdung des Kindeswohls u. ä.). Fehlt 
eine solche Festlegung, hat das Gericht den Vormund 
auszuwählen, wobei der mutmaßliche Wille der Eltern, 
die persönlichen Bindungen des Kindes, die Verwandt-

Eltern und ihre Kinder
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schaft oder Schwägerschaft mit dem Kind sowie das re-
ligiöse Bekenntnis des Kindes zu berücksichtigen sind.

  Inhalt der Personensorge

Die Personensorge umfasst die Pflicht und das Recht, 
das Kind zu pflegen, zu erziehen, zu beaufsichtigen und 
seinen Aufenthalt zu bestimmen.

Zur allgemeinen Pflege und Fürsorge sind dabei die  
Unterbringung, Verpflegung, Bekleidung und Gesund-
heitsfürsorge zu rechnen. Hierzu gehört auch die Ent-
scheidung über ärztliche Behandlungen. Ist das Kind 
selbst noch nicht einwilligungsfähig, entscheiden grund-
sätzlich die Eltern über die Erteilung der erforderlichen 
Einwilligung. 

Auf die Einwilligung des Kindes abzustellen ist aber 
dann, wenn es nach seiner Verstandesreife die Trag-
weite der Behandlung und ihrer Gestattung ermessen 
kann. Ist das Kind zwar noch nicht einwilligungsfähig, 
aber urteilsfähig, kann ihm gegenüber Eingriffen, die mit 
erheblichen Folgen für die weitere Lebensgestaltung 
verbunden sein können, ein Vetorecht zustehen. Ent-
scheidend sind insoweit die Umstände des jeweiligen 
Einzelfalls. 

Zur Fürsorge gehört auch die Regelung des Personen-
standes des Kindes, wie z. B. die bereits genannte Be-
stimmung seines Vornamens.

Im täglichen Zusammenleben der Familie geht es immer 
wieder um Erziehungsfragen. Die Erziehung ist bedeut-
sam für den ganzen weiteren Lebensweg des Kindes und 
bedarf daher besonderer Aufmerksamkeit der Eltern.  
In ihrem Rahmen können die Eltern über die Schulart 
oder die Berufsausbildung entscheiden, wobei sie auf 
die Eignung und Neigungen des Kindes Rücksicht zu 
nehmen haben. Auch über die religiöse Erziehung des 
Kindes entscheiden grundsätzlich die sorgeberechtigten 
Eltern. Ab der Vollendung des 12. Lebensjahres kann die 
Religion des Kindes allerdings nicht mehr gegen dessen 
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Willen geändert werden. Ab der Vollendung des 14.  
Lebensjahres kann das Kind seine Religion vollkommen 
selbst bestimmen.

Kinder haben ein Recht auf 

gewaltfreie Erziehung. 
 
Bei der Pflege und Erziehung – so fordert es das Gesetz 
– berücksichtigen die Eltern die wachsende Fähigkeit und 
das wachsende Bedürfnis des Kindes zu selbstän digem, 
verantwortungsbewusstem Handeln. Sie besprechen 
mit dem Kind, so weit es nach dessen Entwicklungsstand 
angezeigt ist, Fragen der elterlichen Sorge und streben 
Einvernehmen an. Dass körperliche und seelische Miss-
handlungen bei der Erziehung nichts zu suchen haben, 
sollte verantwortungsbewussten Eltern gegenüber nicht 
besonders betont werden müssen. Seit 8. November 
2000 stellt das BGB ausdrücklich klar: Kinder haben ein 
Recht auf gewaltfreie Erziehung. Körperliche Bestrafun-
gen, seelische Verletzungen und andere entwürdigende 
Maßnahmen sind unzulässig. Auch eine Ohrfeige – 
selbst in einer zugespitzten Erziehungssituation – oder 
ein schmerzhafter Klaps auf die Finger sind somit nicht 
erlaubt.

Die Personensorge umfasst aber auch Pflichten der  
Eltern. Hier ist besonders die Aufsichtspflicht zu nennen. 
Sie legt den Eltern auf, gefahrenträchtige Handlungen 
des Kindes zu verhindern, aber auch Gefährdungen des 
Kindes durch andere abzuwehren. Die Zivilgerichte legen 
als generellen Maßstab für die Erfüllung der Aufsichts-
pflicht das zugrunde, was verständigen Eltern nach ver-
nünftigen Anforderungen im konkreten Fall zugemutet 
werden kann. 

Eltern und ihre Kinder

26



Im Allgemeinen müssen die Eltern folgende Elemente 
der Aufsichtspflicht beachten: 

Sie müssen zunächst sich darüber informieren, was in 
der konkreten Situation gefährlich sein kann.  
So müssen sie etwa um die Eigenheiten bzw. Fähigkeiten 
ihrer Kinder wissen, z. B. ob diese bestimmte Regeln  
des Straßen verkehrs beherrschen, hinreichend sicher 
schwimmen können usw. Auch über Gefahr begründende 
äußere Umstände, etwa auf einem Spielgelände, müs-
sen sich die Eltern Kenntnis verschaffen. Eltern müssen 
ferner gegenüber Kindern und Jugendlichen Verhaltens-
regeln verständlich formulieren und eventuell wieder- 
holen sowie kontrollieren, ob sie auch verstanden worden 
sind. Je nach Erziehungsstand der Kinder oder ihrer  
Zuverlässigkeit ergeben sich hier Spielräume, die stren-
geres Handeln erfordern oder mehr Zurückhaltung  
zulassen.

 

Dabei ist auch Folgendes zu berücksich tigen:  
Kinder und Jugendliche können Risiken und  
Gefahren nur bewältigen, wenn sie gelernt haben 
damit umzugehen. Im Einzelfall muss es deshalb 
möglich sein, pädagogische Gesichtspunkte und 
strenge Sicherheitserwägungen gegeneinander 
abzuwägen. Dies darf allerdings nicht als Freibrief 
für Leichtsinn missverstanden werden. In einigen 
Bereichen legt die Rechtsprechung sehr strenge 
Maßstäbe an, z. B. beim Umgang mit Streichhölzern 
und Feuerzeug.
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Neben der Information besteht eine Pflicht zum Über-
wachen des Kindes. Das bedeutet nicht, dass eine  
ständige Kontrolle erforderlich ist. Je nach Situation, 
Alter und Entwicklungsstand kann auch gelegentliches 
oder stichprobenartiges Überwachen genügen. Je unzu-
verlässiger die Kinder sich in der Vergangenheit erwiesen 
haben, je riskanter ein Spiel oder eine Situation ist und 
je wahrscheinlicher es ist, dass eventuelle Ge- oder Ver-
bote nicht beachtet werden, desto mehr kann ein stärke-
res oder kontinuierliches Überwachen notwendig sein.

Schließlich ist der Aufsichtspflichtige zum Eingreifen 
verpflichtet, wenn das Kind sich so verhält, dass mit 
Wahrscheinlichkeit ein Schaden eintritt.

 
Eine schuldhafte Aufsichtspflichtverletzung liegt nur 
dann vor, wenn die Eltern vorsätzlich oder fahrlässig ge-
handelt haben. Vorsätzlich bedeutet, dass ein bestimm-
ter Erfolg gewollt oder zumindest billigend in Kauf ge-
nommen worden ist. Fahrlässigkeit heißt, dass die in 
vergleichbaren Situationen erforderliche Sorgfalt außer 
Acht gelassen wurde. Ein Maßstab kann die Frage sein, 
ob man alles getan hat, was bei normalerweise zu er-
wartendem Verlauf einer Situation dazu führt, dass kein 
Schaden eintritt. Sagt sich der Aufsichtspflichtige in einer 
konkreten gefährlichen Situation: „Hoffentlich geht’s 
gut“ oder beruhigt er sich selbst damit: „Es wird schon 
nichts passieren“, sind in der Regel die Grenzen zur 
Fahrlässigkeit überschritten.

Die Verletzung der Aufsichtspflicht kann strafrecht-
liche wie auch zivilrechtliche Konse quenzen haben.

Eltern und ihre Kinder
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Strafrechtlich kommt ein Ermittlungsverfahren wegen 
fahrlässiger Körperverletzung oder fahrlässiger Tötung 
in Betracht. Im Strafrecht besteht allerdings der Grund-
satz, dass dem Beschuldigten eine Verletzung seiner 
Sorgfaltspflicht nachgewiesen werden muss. Eine straf-
rechtliche Verurteilung setzt also voraus, dass die Verlet-
zung der obengenannten Kriterien auch bewiesen wird.

Macht ein Geschädigter einen zivilrechtlichen Schadens-
ersatzanspruch wegen einer Handlung eines minder-
jährigen Kindes geltend, muss der Aufsichtspflichtige 
beweisen, dass er seiner Aufsichtspflicht genügt hat oder 
der Schaden auch bei pflichtgemäßer Beaufsichtigung 
entstanden wäre. Dieser Beweis kann mitunter nur 
schwer geführt werden. 

Schadensersatzverpflichtungen gegenüber Dritten wegen 
Verletzung der Aufsichtspflicht können unabhängig  
davon bestehen, ob das Kind oder der Jugendliche 
möglicherweise selbst für einen angerichteten Schaden 
haftet. Das BGB bestimmt, dass Kinder bzw. Jugendliche 
zwischen 7 und 18 Jahren für einen verursachten Schaden 
insoweit haften, als sie bei der Begehung der schädigen-
den Handlung die zur Erkenntnis der Verantwortlichkeit 
erforderliche Einsicht hatten, im Falle einer Schadens-
zufügung durch einen 7- bis 9-Jährigen bei einem Unfall 
mit einem Kraftfahrzeug, einer Schienenbahn oder einer 
Schwebebahn allerdings nur bei vorsätzlicher Schädi-
gung. Selbst wenn das Kind oder der Jugendliche  
schadensersatzpflichtig ist, kann es sein, dass sich der  
Geschädigte daneben auch an den Aufsichtspflichtigen 
halten kann; insgesamt erhält er den Schaden gleich-
wohl nur einmal ersetzt.

Vor dem genannten Hintergrund ist dringend anzuraten, 
eine Privathaftpflichtversicherung abzuschließen, die 
bei Schadensersatzansprüchen Dritter sowohl zugunsten 
des Kindes als auch zugunsten der Eltern eintritt.
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Aufgrund der Pflicht, Schaden vom Kind abzuwenden, 
steht den Eltern grundsätzlich auch das Recht zu, Dritte 
vom Umgang mit dem Kind auszuschließen. Wen das 
Kind besucht, mit wem es telefoniert oder korrespon-
diert, unterliegt grundsätzlich der Kontrolle der Eltern. 
Sie sollten jedoch dabei berücksichtigen, dass ein Kind 
zu einer gedeihlichen Entwicklung die Einhaltung einer 
Privatsphäre benötigt und deshalb die Kontrollhand-
lungen, z. B. eine Postkontrolle, auf das notwendige 
Maß beschränken. 

Bestimmten Personen 

stehen Umgangsrechte aber auch zu.
 
Das Bestimmungsrecht über den Umgang aufgrund der 
Personensorge ist insoweit eingeschränkt, als bestimm-
ten Personen Umgangsrechte zustehen. Dies ist in erster 
Linie der Elternteil, bei dem das Kind nicht lebt. 

Bei Streitigkeiten kann das Familiengericht über den 
Umfang und die Ausübung des Umgangsrechts ent-
scheiden, z. B. durch Festlegung, welche Tage im Monat 
oder auch welchen Teil der Ferien ein Elternteil mit dem 
Kind verbringen darf.

Das Gericht kann das Umgangsrecht mit einem Eltern-
teil insoweit einschränken oder ausschließen, als dies 
zum Wohl des Kindes erforderlich ist.

Das Gesetz sagt ausdrücklich, dass zum Wohl des 
Kindes in der Regel der Umgang mit beiden Eltern-
teilen gehört. Das Kind hat das Recht auf Umgang 
mit jedem Elternteil; jeder Elternteil ist nicht nur 
zum Umgang mit dem Kind berechtigt, sondern 
auch verpflichtet. Die Eltern haben alles zu unter-
lassen, was das Verhältnis des Kindes zum jeweils 
anderen Elternteil beeinträchtigt oder die Erzie-
hung erschwert.

Eltern und ihre Kinder
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Für längere Zeit oder auf Dauer ist dies nur möglich, 
wenn andernfalls das Kindeswohl gefährdet wäre.  
In bestimmten Fällen kann das Gericht auch zunächst 
einen „begleiteten“ Umgang anordnen, der nur in  
Anwesenheit eines Dritten stattfinden darf (z. B. eines 
Mitarbeiters oder einer Mitarbeiterin des Jugendamtes 
bzw. eines Vereins).

Auch Großeltern und Geschwister haben ein Recht auf 
Umgang mit dem Kind, wenn dieser dem Kindeswohl 
dient. Gleiches gilt für (sonstige) enge Bezugspersonen 
des Kindes, wenn diese für das Kind tatsächliche Verant-
wortung tragen oder getragen haben, was in der Regel 
anzunehmen ist, wenn die Person mit dem Kind längere 
Zeit in häuslicher Gemeinschaft zusammengelebt hat. 
Auch in diesen Fällen kann das Familiengericht entspre-
chende Regelungen über den Umgang wie bei Eltern-
teilen treffen.

  Inhalt der Vermögenssorge

Die Vermögenssorge umfasst zunächst das Recht und 
die Pflicht der Eltern, das gesamte Kindesvermögen  
zu verwalten. Die Eltern unterliegen jedoch zum Teil  
Beschränkungen gegenüber bestimmten Personen,  
z. B. einem Testamentsvollstrecker, oder bei bestimmten 
Geschäften.

Im Rahmen der Vermögenssorge ist die gesetzliche Ver-
tretung des Kindes durch die Eltern etwa beim Abschluss 
von Verträgen von besonderer Bedeutung. Kinder sind 
bis zur Vollendung des 7. Lebensjahres geschäftsunfähig. 
Sie können selbst keine wirksame Willenserklärung  
abgeben. Im Alter von sieben bis 18 Jahren sind sie  
beschränkt geschäftsfähig. Für Willenserklärungen, die 
nicht nur rechtlich vorteilhaft sind, brauchen sie die  
Einwilligung ihrer Eltern. Ein ohne diese Einwilligung 
geschlossener Vertrag ist schwebend unwirksam, bis  
die Eltern zustimmen oder die Zustimmung endgültig 
verweigern. 
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Eine Ausnahme hiervon macht der sog. „Taschengeld-
paragraph“. Dieser besagt, dass ein Kind im Alter von 
mindestens sieben Jahren selbständig z. B. kleinere Ein-
käufe tätigen kann, wenn es den Kaufpreis vollständig mit 
Mitteln bezahlt, die ihm zu diesem Zweck oder zur freien  
Verfügung von den Eltern oder mit deren Zustimmung 
überlassen worden sind. Dadurch soll Kindern und  
Jugendlichen eine gewisse wirtschaftliche Bewegungs-
freiheit eingeräumt werden, um den eigenverantwortli-
chen Umgang mit Geld zu erlernen. Allerdings dürfen 
Minderjährige von ihrem Taschengeld nicht alles kaufen. 
Ist dem Kind oder Jugendlichen beispielsweise bekannt, 
dass seine Eltern generell Spielzeugwaffen oder gewalt-
verherrlichende Computerspiele ablehnen, sind derartige 
Einkäufe vom Taschengeldparagraph nicht gedeckt. 

Die Vertretungsmacht der Eltern unterliegt einigen Ein-
schränkungen. Bei besonderen Arten von Geschäften, 
z. B. Grundstücksgeschäften oder der Aufnahme von 
Darlehen, bedarf es einer familiengerichtlichen Geneh-
migung. Im Falle einer Interessenkollision, insbesondere 
bei Rechtsgeschäften zwischen den Eltern und dem 
Kind, ist eine Vertretung unzulässig, so dass ein Pfleger 
für das Kind bestellt werden muss.

Eltern und ihre Kinder
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Die Eltern vertreten das Kind grundsätzlich gemeinschaft-
lich; in den Fällen, in denen ein Elternteil das Sorgerecht 
allein ausübt oder ihm durch das Gericht die Entschei-
dung übertragen worden ist, vertritt dieser Elternteil das 
Kind allein.

Ist eine Willenserklärung gegenüber dem Kind abzuge-
ben, so genügt stets, also auch bei gemeinsamer elterli-
cher Sorge, die Abgabe gegenüber nur einem Elternteil.

Die Vermögenssorge endet mit dem Verlust der gesam-
ten elterlichen Sorge. Die Vermögenssorge kann auch 
ganz oder teilweise entzogen werden. Bei der Beendi-
gung der Vermögenssorge können Pflichten zur Rech-
nungslegung und Vermögensherausgabe gegenüber 
einem eventuell zu bestellenden Pfleger entstehen.

Durch fehlerhafte oder ungeschickte Vermögens-
verwaltung können die Eltern erhebliche Schulden 
des Kindes verursachen. Dies ist vor allem möglich, 
wenn eine Erb schaft trotz Überschuldung des 
Nachlasses nicht ausgeschlagen wird. Vereinzelt 
können aber auch Kreditverbindlichkeiten aus  
einem auf den Namen des Kindes – mit Genehmi-
gung des Familiengerichts – geführten Unterneh-
men oder z. B. aus einem ererbten Gesellschafts-
anteil auflaufen. Seit 1. Januar 1999 kann in diesen 
Fällen ein Kind bei Eintritt der Volljährigkeit grund-
sätzlich seine Haftung auf das dann vorhandene 
Vermögen beschränken, damit es seinen eigenver-
antwortlichen Lebensweg nicht mit drückenden 
Schulden beginnen muss.
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   Sorgerecht und Umgang nach Trennung  
und Scheidung

Wenn die Eltern ihre Ehegemeinschaft, gleich aus  
welchen Gründen, nicht mehr aufrechterhalten wollen, 
trifft dies auch die Kinder. Sie erfahren den Prozess der 
Trennung und Scheidung ihrer Eltern zumeist als beson-
ders schmerzhaft und psychisch belastend. Vor allem 
gilt das dann, wenn die Eltern sich nicht bewusst sind, 
dass sie auch nach Trennung und Scheidung Eltern  
bleiben. Dies bedeutet: Sie müssen ihrer Verantwortung 
gegenüber ihren Kindern gerecht werden und dürfen 
ihre Partnerschaftskonflikte nicht auf dem Rücken der 
Kinder austragen.

Scheiden tut weh – auch den Kindern
 
Leider wird dieser Grundsatz in der Praxis manchmal 
missachtet, was dann vor allem zu einem heftigen Streit 
um das Sorge- und Umgangsrecht führt.
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Hier bietet das Gesetz – gegebenenfalls unter Anrufung 
des Gerichts – verschiedene Lösungsmöglichkeiten an:

Allein die Trennung oder Scheidung der Eltern ändert 
nichts daran, dass ein gemeinsames Sorgerecht grund-
sätzlich fortbesteht. Seit der Kindschaftsrechtsreform 
wird in einem Scheidungsverfahren nicht mehr von 
Amts wegen über die Sorge für gemeinsame minder-
jährige Kinder entschieden. Das Gericht muss nur das 
Thema ansprechen, die Eltern über bestehende Bera-
tungsmöglichkeiten aufklären und sie nach ihren Vor-
stellungen fragen. Stellen die Eltern aber keinen Antrag 
auf Entscheidung hierzu, bleibt es bei der gemeinsamen 
Sorge. Allerdings unterscheidet sich diese bei dauerhaft 
getrennt lebenden Eltern vom Regelfall: Der Elternteil, 
der das Kind in Obhut hat, trifft die alleinige Entschei-
dung in allen Alltagsfragen. In Angelegenheiten von 
grundsätzlicher Bedeutung für das Kind (z. B. Aufenthalt, 
Schul- oder Berufswahl, aufschiebbare Operationen) be-
steht ein Mitentscheidungsrecht des anderen Elternteils.

Bei dauerhaftem Getrenntleben der gemeinsam sorge-
berechtigten Eltern kann aber jeder Elternteil – auch  
unabhängig von einem Scheidungsverfahren oder über-
haupt einer bestehenden Ehe – beantragen, dass ihm 
das Familiengericht die elterliche Sorge oder einen  
Teil hiervon allein überträgt. Diesem Antrag muss das 
Familiengericht stattgeben, wenn der andere Elternteil 
zustimmt. Allerdings gilt dies nicht, wenn das bereits  
14 Jahre alte Kind dem widerspricht.

Ferner hat das Familiengericht die Alleinsorge dem an-
tragstellenden Elternteil zu übertragen, wenn es über-
zeugt ist, dass die Aufhebung der gemeinsamen Sorge 
und die Übertragung gerade auf diesen Elternteil dem 
Wohl des Kindes am besten entspricht. Gegebenenfalls 
kann das Gericht auch nur einen Teil der Sorge allein 
auf einen Elternteil übertragen. Dies kommt etwa in Be-
tracht, wenn ersichtlich nur Streit über das Aufenthalts-
bestimmungsrecht besteht und die Eltern im Übrigen 
einigungsfähig sind.
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Dass auch bei einer Trennung der Eltern derjenige  
Elternteil, der das Kind nicht in Obhut hat, berechtigt 
und sogar verpflichtet ist, Umgang mit dem Kind zu 
pflegen, wurde bereits betont (vgl. Seite 30/31). Leider 
kommt es hierüber nicht nur vereinzelt zu erbittertem 
Streit zwischen den Eltern.

Jeder Elternteil muss sich darüber im Klaren sein, dass 
das Kind für eine stabile Entwicklung seiner Persönlich-
keit regelmäßig den Kontakt auch zu dem anderen  
Elternteil braucht. Deshalb sagt das Gesetz auch, dass  
in der Regel der Umgang mit beiden Elternteilen zum 
Wohl des Kindes gehört.

Das Familiengericht kann die bereits zuvor genannten 
Regelungen über das Umgangsrecht treffen. Verstößt 
ein Elternteil hiergegen, so kann das Gericht gegen den 
Verpflichteten gegebenenfalls ein Ordnungsgeld und für 
den Fall, dass dieses nicht beigetrieben werden kann, 
Ordnungshaft anordnen. Allerdings darf nicht Gewaltan-
wendung etwa durch den Gerichtsvollzieher gegen ein 
Kind zugelassen werden, um ein Umgangsrecht durch-
zusetzen. Bei dauerhaften oder wiederholten erhebli-
chen Pflichtverletzungen kann das Familiengericht zu-
dem eine Pflegschaft für die Durchführung des 
Umgangs anordnen (sog. Umgangspflegschaft).

Bei beharrlichen Verstößen kommt auch eine Änderung 
des Sorgerechts von Amts wegen in Betracht oder eine 
zumindest teilweise Verwirkung eines Unterhaltsan-
spruchs des betreffenden Elternteils gegen den anderen.

Stets ist es aber Aufgabe des Gerichts, in Umgangs-
streitigkeiten nach Möglichkeit zu vermitteln und eine 
gütliche Einigung anzustreben.

Eltern und ihre Kinder
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  Der Staat als Wächter

Können sich die Eltern in einer bestimmten Angelegen-
heit des Kindes nicht einigen oder besteht die Gefahr 
einer Interessenkollision, wird das Gericht helfend oder 
ergänzend tätig. So kann das Familiengericht etwa einem 
oder beiden Sorgeberechtigten die Ausübung der Per-
sonensorge ganz oder teilweise entziehen. Bei einer 
Trennung des Kindes von seinen Eltern ist jedoch der 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit besonders zu beach-
ten. Nur bei einer erheblichen Gefahr für das körperliche, 
geistige oder seelische Wohl des Kindes (z. B. Misshand-
lung), die allerdings auch in einem unverschuldeten  
Versagen der Eltern liegen kann, darf eine solche Maß-
nahme ergriffen werden. Sind die Eltern gewillt und in 
der Lage, die Gefahren selbst abzuwenden, muss von  
Eingriffen in das Sorgerecht abgesehen werden. Als 
weitere gerichtliche Eingriffsbefugnisse kommen in  
Betracht die Anordnung von Erziehungshilfen, Maßnah-
men gegenüber Dritten, Ersetzung elterlicher Erklärun-
gen, z. B. Einwilligung in eine ärztliche Behandlung oder 
auch Entziehung der Vermögenssorge.

Weiterhin übt das Familiengericht die Kontrolle über die 
Vermögensverwaltung der Eltern aus. Bei Gefährdung 
des Kindesvermögens können die erforderlichen Maß-
nahmen getroffen werden, die bis zur Entziehung der 
Vermögenssorge reichen können. Bestimmte Geschäfte 
wie Grundstücksgeschäfte und Darlehensaufnahme be-
dürfen der Genehmigung durch das Familiengericht.

Das Gericht wird von Amts wegen tätig, wenn es von 
der Gefährdung des Kindes oder seines Vermögens 
Kenntnis erhält, z. B. durch eine Anzeige des Jugend-
amts oder auch durch Hinweise von Verwandten oder 
Nachbarn. 
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Unter Adoption versteht man die „Annahme  

als Kind“. Das Gesetz lässt sowohl die Annahme 

eines Minderjährigen als auch eines Erwachse-

nen zu. Sie verschafft einem Kind, welches aus 

einer anderen Familie stammt, die Rechtsstellung 

eines Kindes des Annehmenden. 

 

Familienzuwachs durch Beschluss
 
Das neue Verwandtschaftsverhältnis wird durch einen 
staatlichen Akt, nämlich eine gerichtliche Entscheidung, 
begründet. Aufgrund ihrer weit reichenden Folgen ist 
die Adoption an strenge Voraussetzungen geknüpft. Die 
Adoption eines Minderjährigen muss dem Wohl des 
Kindes dienen und erwarten lassen, dass zwischen dem 
Annehmenden und dem Kind eine Eltern-Kind-Beziehung 
entsteht. Die Annahme eines Erwachsenen setzt eine 
sittliche Rechtfertigung voraus. Anträge und Einwilligun-
gen, die im Zusammenhang mit dem Verfahren abzu-
geben sind, müssen notariell beurkundet werden.  
Kinder und Adoptionsbewerber werden häufig durch 
eine Adoptionsvermittlung zusammengeführt.

Diese Aufgabe obliegt in erster Linie den Jugendämtern 
und den Einrichtungen der Wohlfahrtspflege.  
Den gesetzlichen Rahmen für diese Vermittlung bietet 
das Adoptionsvermittlungsgesetz.

Das Wichtigste zur Adoption

Eltern und ihre Kinder

38



  Adoption Minderjähriger

Grundsätzlich kann jedermann, der voll geschäftsfähig 
und mindestens 25 Jahre alt ist, einen Antrag auf  
Annahme eines minderjährigen Kindes stellen. 

Nicht nur Ehegatten können ein – fremdes – Kind anneh-
men (in diesem Fall genügt es, wenn ein Ehegatte das 
25. Lebensjahr vollendet hat und der andere mindestens 
21 Jahre alt ist). Auch eine unverheiratete Einzelperson 
kann ein Kind adoptieren, wenngleich dies nicht immer 
ebenso im Kindesinteresse liegen mag wie die Annahme 
durch ein Ehepaar.

Ein Ehepaar kann ein Kind nur gemeinschaftlich anneh-
men. Durch die Annahme erlangt das Kind in diesem 
Fall die Rechtsstellung eines gemeinsamen Kindes der 
Ehegatten. Ferner kann ein Ehegatte das Kind des ande-
ren Ehegatten allein adoptieren (in diesem Fall braucht 
der Annehmende nur das 21. Lebensjahr vollendet zu 
haben). Bei dieser sog. Stiefkindadoption erhält das 
Kind mit der Annahme ebenfalls die Rechtsstellung ei-
nes gemeinsamen Kindes beider Ehepartner.

Eine weitere Adoption desselben Kindes ist so lange 
ausgeschlossen, wie das bisherige Annahmeverhältnis 
besteht; das Kind soll nicht von Familie zu Familie  
„weitergereicht“ werden. Ist allerdings ein Adoptions-

Die Annahme von Verwandten ist grundsätzlich 
zulässig. Allerdings ist die Verwandtenadoption 
nicht immer erwünscht, und zwar nicht nur wegen 
gelegentlich unlauterer Motive, sondern auch  
wegen einer möglichen Verwirrung der Verwandt-
schaftsverhältnisse. So wird bei der Adoption 
durch die mütterlichen Großeltern die Kindesmutter 
zur Schwester ihres eigenen Kindes. Deshalb ist 
bei Verwandtenadoptionen besonders sorgfältig zu 
prüfen, ob sie dem Kindeswohl dienen.
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verhältnis aufgehoben, kann – ebenso wie nach Tod der 
Adoptiveltern – der Angenommene erneut adoptiert 
werden.

Eine Ausnahme besteht zudem, wenn eine Person ein 
Kind alleine angenommen hat und später heiratet. In 
diesem Fall ist eine weitere Adoption durch den Ehegat-
ten des Annehmenden zulässig, damit das Kind die 
Rechtsstellung eines gemeinschaftlichen Kindes der 
Ehegatten erlangen kann.

In die Annahme müssen die am Adoptionsvorgang un-
mittelbar beteiligten Personen einwilligen, und zwar in 
notarieller Beurkundung. Erforderlich sind vor allem die 
Einwilligung des Kindes und die Einwilligung seiner  
Eltern. Auch der Vater eines „nichtehelichen“ Kindes ist 
vor der Adoption nach seiner Einwilligung zu fragen. 
Verweigert er diese, hat allerdings das Familiengericht 
seine Einwilligung zu ersetzen, wenn das Unterbleiben 
der Adoption dem Kind zu unverhältnismäßigem Nach-
teil gereichen würde. Will ein Ehegatte allein ein Kind 
annehmen, z. B. weil der andere Ehegatte noch nicht  
21 Jahre alt ist, so benötigt er zusätzlich die Einwilligung 
des anderen Ehegatten. Ist der Anzunehmende verhei-
ratet, muss auch dessen Ehegatte vor der Adoption zu-
stimmen. In bestimmten Fällen – ein Beispiel wurde 
schon genannt – können fehlende Einwilligungen durch 
das Familiengericht ersetzt werden.

Damit der Erfolg des erstrebten Eltern-Kind-Verhältnisses 
nicht dem Zufall überlassen bleibt, soll die Annahme in 
der Regel erst dann ausgesprochen werden, wenn der 
Anzunehmende das Kind eine angemessene Zeit in  
Pflege gehabt hat. Es handelt sich hierbei um eine Art 
Probezeit, in der die Pflichten der leiblichen Eltern, die 
elterliche Sorge und Unterhaltspflicht, ruhen, wenn sie 
in die Adoption eingewilligt haben.

Vor seiner Entscheidung prüft das Gericht sodann, ob zu 
erwarten ist, dass ein echtes Eltern-Kind-Verhältnis ent-
steht und ob die Annahme selbst dem Kindeswohl dient. 
Hierbei hat das Gericht auch zu berücksichtigen, ob mit 
der Adoption missbräuchliche Zwecke verfolgt werden 
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sollen. Beispiele sind vorwiegend steuerlich motivierte 
Gestaltungen sowie die Umgehung ausländer- oder 
staatsangehörigkeitsrechtlicher Bestimmungen, um dem 
Anzunehmenden eine Aufenthaltsbescheinigung zu ver-
schaffen. 

  Wirkungen der Adoption

Nimmt ein Ehepaar ein Kind an oder adoptiert ein Ehe-
gatte ein Kind des anderen Ehegatten, so erlangt das 
Kind die rechtliche Stellung eines gemeinschaftlichen 
Kindes beider Ehepartner. In allen anderen Fällen wird 
das Kind rechtlich ein Kind des Annehmenden. 

Dies hat zur Folge, dass das Kind mit den Verwandten 
des Annehmenden ebenfalls verwandt wird, ohne dass 
diese Einfluss hierauf nehmen können. Auf der anderen 
Seite erlöschen sämtliche Verwandtschaftsverhältnisse 
des Kindes und seiner Abkömmlinge zu seinen bis-
herigen Verwandten. Nur in einigen wenigen Bereichen, 
z. B. beim Eheverbot oder im Strafrecht, bleiben noch 
Wirkungen des ursprünglichen Verwandtschaftsverhält-
nisses bestehen. 

Das Kind erhält als Geburtsnamen grundsätzlich den  
Familiennamen des Annehmenden. Durch die Annahme 
als Kind ergeben sich selbstverständlich auch unter-
halts- und erbrechtliche Ansprüche.

Eine Adoption ist nur unter erschwerten Bedingungen 
wieder rückgängig zu machen. Als Grund kommt ins-
besondere nicht in Betracht, dass das angenommene 
Kind eine Entwicklung genommen habe, die den Vorstel-
lungen des Annehmenden nicht entspricht. Ein Antrag 
auf Aufhebung kann nur innerhalb einer Höchstfrist von 
drei Jahren nach einer Adoption gestellt werden; erlangt 
der Antragsberechtigte Kenntnis von einem Aufhebungs-
grund, hat er vorbehaltlich der genannten Höchstfrist 
ein Jahr Zeit, zu überlegen, ob er von seinem Antrags-
recht Gebrauch machen will. Wird allerdings eine Adop-
tion aufgehoben, geschieht dies lediglich mit Wirkung 
für die Zukunft. In diesem Falle erlischt das Verwandt-
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schaftsverhältnis zur Familie des Annehmenden. Im  
Gegenzug lebt das Verwandtschaftsverhältnis des Kindes 
und seiner Abkömmlinge zu den leiblichen Verwandten 
wieder auf. Die Rückübertragung der elterlichen Sorge 
ist in diesem Fall jedoch nur dann möglich, wenn dies 
dem Kindeswohl nicht widerspricht. Andernfalls ist ein 
Vormund oder ein Pfleger zu bestellen. 

  Die Annahme Volljähriger

Anders als bei der Annahme eines Minderjährigen stellt 
das Gesetz bei der Adoption Volljähriger nicht auf das 
Wohl des Kindes, sondern auf die sittliche Rechtferti-
gung ab. Das Gericht hat hierbei besonders sorgfältig zu 
prüfen, ob die Begründung des Annahmeverhältnisses 
nicht Missbrauchszwecke verfolgt. Diese können unter-
schiedlicher Art sein, wie z. B. die Adoption zur Erlangung 
von Aufenthaltsrecht, Staatsangehörigkeit oder steuer-
lichen Vorteilen.

Anders als bei Minderjährigen muss neben dem Adop-
tionswilligen auch der Anzunehmende ausdrücklich  
einen Antrag stellen. Da der Anzunehmende volljährig ist, 
müssen seine Eltern nicht zustimmen. Das Gericht wird 
jedoch deren Interessen, z. B. Unterhaltsansprüche, im 
Rahmen der sachlichen Prüfung zu berücksichtigen haben.

Ein wichtiger Unterschied zur Adoption eines  
Minderjährigen: Die Wirkungen der Annahme eines 
Volljährigen erstrecken sich nicht auf die Verwand-
ten des Annehmenden. Der Ehegatte des Anneh-
menden wird nicht mit dem „Adoptivkind“, dessen 
Ehegatte wird nicht mit den Adoptiveltern ver-
schwägert. Auch die Verwandtschaftsverhältnisse 
werden nicht berührt. Nur für die Frage des Unter-
halts gilt etwas Besonderes. Der Adoptierende ist 
dem Angenommenen und dessen Abkömmlingen 
zum Unterhalt verpflichtet, und zwar vor den leib-
lichen Eltern des Angenommenen.

Eltern und ihre Kinder
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Nur in besonders gelagerten Ausnahmefällen ist bei  
Erwachsenen eine Volladoption – mit Wirkungen wie bei 
der Annahme eines Minderjährigen – möglich. Eine  
solche Volladoption kann wiederum nur unter strengen 
Anforderungen rückgängig gemacht werden.  
Hingegen ist die Aufhebung des regelmäßig bestehen-
den Annah me verhältnisses gegenüber einem Volljäh-
rigen bei Vorliegen eines wichtigen Grundes auf beider-
seitigen Antrag möglich.

  Auslandsadoptionen

Bei den Adoptionsvermittlungsstellen sind weitaus 
mehr Bewerber registriert als jeweils annahmebereite 
minderjährige Kinder. Manche Adoptionswillige über-
legen deshalb, ein Kind aus dem Ausland anzunehmen. 
Hierbei sollte aber über die Adoptionsvermittlungsstelle 
des örtlichen Jugendamts Kontakt zu einer anerkannten 
Auslandsvermittlungsstelle eines freien Trägers oder 
die zentrale Adoptionsstelle des Landesjugendamtes, 
die gesetzlich ebenfalls zur internationalen Adoptions-
vermittlung befugt ist, gesucht werden. 

Eine im Ausland legal vollzogene Adoption wird grund-
sätzlich auch in Deutschland anerkannt. Allerdings muss 
jede später mit der Rechtsstellung des Kindes befasste 
deutsche Stelle (z. B. Standesamt, Melde- und Pass-
behörde, Schule ebenso wie gegebenenfalls Gerichte) 
jeweils prüfen, ob die Annahme wirksam war und wie 
weit ihre Wirkungen reichen.

Dringend zu warnen ist vor Aktionen auf eigene 
Faust ohne Einschaltung deutscher oder auslän-
discher Behörden, noch dazu wenn Geld für die 
Vermittlung eines Kindes gefordert wird. Falls eine 
gesetzes- oder sittenwidrige Vermittlung oder  
Verbringung eines Kindes anschließend aufgedeckt 
wird, kann eine in Deutschland beabsichtigte  
Adoption hieran scheitern.
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Welche Wirksamkeitsvoraussetzungen zu prüfen sind, 
hängt davon ab, ob der ausländische Staat, in dem die 
Adoption vollzogen wurde, Mitgliedstaat des Haager 
Übereinkommens über den Schutz von Kindern und die 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der internationalen 
Adoption ist oder nicht. Ersterenfalls wird die Adoption 
von Gesetzes wegen ohne weitere Voraussetzung aner-
kannt, wenn die zuständige Behörde des Staates, in dem 
die Adoption durchgeführt worden ist, bescheinigt, dass 
sie gemäß dem Übereinkommen zustande gekommen ist. 
Letzterenfalls ist die Adoption anzuerkennen, wenn nicht 
bestimmte Anerkennungshindernisse entgegen stehen. 
In beiden Fällen kann eine auf Antrag erfolgte allgemein 
verbindliche Anerkennungsfeststellung durch das Fami-
liengericht zusätzliche Rechtssicherheit schaffen.

Die Wirkungen einer im Ausland erfolgten Adoption be-
stimmen sich, auch wenn die Annehmenden und das 
angenommene Kind in Deutschland leben, grundsätzlich 
nach dem Recht, das der Adoption zugrunde liegt. 

Erlischt danach (anders als durch eine Adoption nach 
deutschem Recht) das Eltern-Kind-Verhältnis des ange-
nommenen Kindes zu seinen bisherigen Eltern nicht 
(sog. „schwache Adoption“), ändert sich daran in 
Deutschland nichts. Allerdings kann das Familiengericht 
in einem solchen Fall unter bestimmten Voraussetzungen 
auf Antrag die ausländische Adoption mit den Wirkun-
gen einer Adoption nach deutschem Recht versehen, 
indem es ausspricht, dass das Kind die Rechtsstellung 
eines nach den deutschen Sachvorschriften angenom-
menen Kindes erhält.

Eltern und ihre Kinder
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Die besonders starke familienrechtliche  

Beziehung zwischen Eltern und Kind spiegelt 

sich auch im Erbrecht wider. 

Kinder sind gesetzliche Erben der ersten Ordnung und 
schließen damit die Erben anderer Ordnungen aus.  
Sie erben zu gleichen Teilen. Auch die Eltern sind ge-
genüber ihren Kindern erbberechtigt. Die Abkömmlinge 
ihrer Kinder sind jedoch insoweit vorrangig; stirbt ein 
Kind, sind seine Eltern somit nur dann erbberechtigt, 
wenn ihnen keine Enkelkinder vorgehen.

Seit dem zum 1. April 1998 in Kraft getretenen Erb-
rechtsgleichstellungsgesetz gibt es im Erbrecht grund-
sätzlich keine Unterschiede zwischen „ehelichen“ und 
„nichtehelichen“ Kindern mehr. Auch ein „nichtehe-
liches“ Kind wird Mitglied der Erbengemeinschaft. Sein 
gesetzlicher Erbteil entspricht grundsätzlich dem seiner 
„ehelichen“ Halbgeschwister. „Nichteheliche“ Kinder 
werden somit nicht mehr – wie nach früherem Recht – 
unter bestimmten Voraussetzungen nur auf einen Erb-
ersatzanspruch verwiesen. 

Was du ererbt von deinen Vätern und Müttern ... 
 
Andererseits können sie aber auch nicht mehr den zuvor 
eingeräumten Anspruch auf einen vorzeitigen Erbaus-
gleich geltend machen. Im Erbrecht kann auch das bereits 
gezeugte, aber noch nicht geborene Kind berücksichtigt 
werden, wenn es nach dem Erbfall lebend zur Welt 
kommt. Stirbt etwa der Vater vor der Geburt seines  
Kindes, so kann das Kind Erbe werden, obwohl es zur 
Zeit des Erbfalls noch nicht lebte. 

Die Eltern können ihre Kinder grundsätzlich nicht durch 
Testament oder andere letztwillige Verfügung vollstän-
dig vom Nachlass ausschließen. Kinder sind pflichtteils-
berechtigt und können daher zumindest einen Anspruch 
auf die Hälfte des Wertes ihres gesetzlichen Erbteils gel-
tend machen. Dasselbe gilt umgekehrt für Erbansprüche 
der Eltern gegenüber ihren Kindern. 

Kinder im Erbrecht
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Nur unter eng begrenzten Voraussetzungen ist für beide 
Seiten auch eine Entziehung des Pflichtteils wegen 
Pflichtteilsunwürdigkeit möglich. 

Übrigens: Ein Jugendlicher kann ohne Zustimmung  
seines gesetzlichen Vertreters ein Testament errichten, 
wenn er das 16. Lebensjahr vollendet hat. Solange er 
noch nicht volljährig ist, muss das Testament aber vor 
einem Notar durch Erklärung oder durch Übergabe einer 
offenen Schrift errichtet werden.

Eltern und Kinder vor Gericht
 
Dem Leser dieser Broschüre wird aufgefallen sein, dass 
in vielen Bereichen des Eltern-Kind-Verhältnisses das 
Gericht eine wesentliche Rolle spielt. Es soll daher an 
dieser Stelle auf einige wichtige Zuständigkeiten des 
Amtsgerichts hingewiesen werden:

Gerichtliche Feststellung der Vaterschaft,  
Unterhaltsansprüche von Kindern, 
Kindesherausgabe, 
Sorgerecht/Umgangsrecht,  
Adoption:  
Amtsgericht – Familiengericht

Erbscheinserteilung:  
Amtsgericht – Nachlassgericht

Durch einstweilige Anordnungen können in bestimmten 
Verfahren (z. B. betreffend Unterhalt oder Sorge- und 
Umgangsrecht) dringliche Entscheidungen vorläufig 
und vorab ergehen. 

Näheres zur Testamentserrichtung und zur gesetz-
lichen Erbfolge ist der Broschüre „Vorsorge für den 
Erbfall“ des Bayerischen Staatsministeriums der 
Justiz zu entnehmen. Die Broschüre kann im Inter-
net unter www.justiz.bayern.de abgerufen werden.

Eltern und ihre Kinder
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Anhang I

Unterhaltsrechtliche Leitlinien der Familiensenate in  
Süddeutschland (SüdL)

Oberlandesgerichte Bamberg, Karlsruhe, München,  
Nürnberg, Stuttgart und Zweibrücken

Stand 1.1.2017

Die Familiensenate der Süddeutschen Oberlandesgerichte verwenden 
diese Leitlinien als Orientierungshilfe für den Regelfall unter Beach-
tung der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs, wobei die Ange-
messenheit des Ergebnisses in jedem Fall zu überprüfen ist. 

Das Tabellenwerk der Düsseldorfer Tabelle ist eingearbeitet. Die Er-
läuterungen werden durch nachfolgende Leitlinien ersetzt. 

 

Unterhaltsrechtlich maßgebendes Einkommen
 
Bei der Ermittlung und Zurechnung von Einkommen ist stets zu unter-
scheiden, ob es um Verwandten- oder Ehegattenunterhalt sowie ob 
es um Bedarfsbemessung einerseits oder Feststellung der Bedürftig-
keit/Leistungsfähigkeit andererseits geht. Das unterhaltsrechtliche 
Einkommen ist nicht immer identisch mit dem steuerrechtlichen Ein-
kommen. 

  1. Geldeinnahmen 
1.1 Auszugehen ist vom Bruttoeinkommen als Summe aller Einkünfte. 

1.2 Soweit Leistungen nicht monatlich anfallen (z. B. Weihnachts- und 
Urlaubsgeld), werden sie auf ein Jahr umgelegt. Einmalige Zahlun-
gen (z. B. Abfindungen) sind auf einen angemessenen Zeitraum (in 
der Regel mehrere Jahre) zu verteilen. 

1.3 Überstundenvergütungen werden dem Einkommen voll zuge-
rechnet, soweit sie berufstypisch sind und das in diesem Beruf übli-
che Maß nicht überschreiten. 

1.4 Ersatz für Spesen und Reisekosten sowie Auslösungen gelten in 
der Regel als Einkommen. Damit zusammenhängende Aufwendun-
gen, vermindert um häusliche Ersparnis, sind jedoch abzuziehen. Bei 
Aufwendungspauschalen (außer Kilometergeld) kann 1/3 als Einkom-
men angesetzt werden. 

1.5 Bei Ermittlung des zukünftigen Einkommens eines Selbständigen 
ist in der Regel der Gewinn der letzten drei Jahre zugrunde zu legen. 
Für zurückliegende Zeiträume ist vom tatsächlichen Einkommen 
auszugehen.
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1.6 Einkommen aus Vermietung und Verpachtung sowie aus Kapi-
talvermögen ist der Überschuss der Bruttoeinkünfte über die Wer-
bungskosten. Für Gebäude ist keine AfA anzusetzen. 

1.7 Steuerzahlungen oder Erstattungen sind in der Regel im Kalen-
derjahr der tatsächlichen Leistung zu berücksichtigen. 

1.8 Sonstige Einnahmen, z. B. Trinkgelder. 

  2. Sozialleistungen 
2.1 Arbeitslosengeld (§ 117 SGB III) und Krankengeld. 

2.2 Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach §§ 19 ff. 
SGB II sind kein Einkommen, es sei denn, die Nichtberücksichtigung 
der Leistungen ist in Ausnahmefällen treuwidrig; nicht subsidiäre 
Leistungen nach dem SGB II sind Einkommen (insbesondere Ent-
schädigung für Mehraufwendungen „Ein-Euro-Job“ § 16 SGB II, 
Frei beträge nach § 11b III SGB II). 

2.3 Wohngeld, soweit es nicht erhöhte Wohnkosten deckt. 

2.4 BAföG-Leistungen, auch soweit sie als Darlehen gewährt wer-
den, mit Ausnahme von Vorausleistungen nach §§ 36, 37 BAföG. 

2.5 Elterngeld ist Einkommen, soweit es über den Sockelbetrag in 
Höhe von 300 Euro, bei verlängertem Bezugsrecht über 150 Euro  
hinausgeht. Der Sockelbetrag (§ 11 S. 4 BEEG) und Bundeserziehungs-
geld sind kein Einkommen, es sei denn, es liegt einer der Ausnahme-
fälle der § 9 S.2 BErzGG, § 11 S.4 BEEG vor. 

2.6 Unfallrenten. 

2.7 Leistungen aus der Pflegeversicherung, Blindengeld, Versor-
gungsrenten, Schwerbeschädigten- und Pflegezulagen nach Abzug 
eines Betrags für tatsächliche Mehraufwendungen; §§ 1610a, 1578a 
BGB sind zu beachten. 

2.8 Der Anteil des Pflegegelds bei der Pflegeperson, durch den ihre 
Bemühungen abgegolten werden; bei Pflegegeld aus der Pflegever-
sicherung gilt dies nach Maßgabe des § 13 VI SGB XI. 

2.9 In der Regel Leistungen nach §§ 41 – 43 SGB XII (Grundsicherung) 
beim Verwandtenunterhalt, nicht aber beim Ehegattenunterhalt. 

2.10/11 Kein Einkommen sind sonstige Sozialhilfe nach SGB XII  
und Leistungen nach dem UVG. Die Unterhaltsforderung eines Emp-
fängers dieser Leistungen kann in Ausnahmefällen treuwidrig sein. 
Vgl. Ziffer 2.2).

Eltern und ihre Kinder
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  3. Kindergeld 
Kindergeld wird nicht zum Einkommen der Eltern gerechnet (vgl.  
Nr. 14). 

  4. Geldwerte Zuwendungen des Arbeitgebers
Geldwerte Zuwendungen aller Art des Arbeitgebers, z. B. Firmen-
wagen oder freie Kost und Logis, sind Einkommen, soweit sie ent-
sprechende Eigenaufwendungen ersparen. 

  5. Wohnwert 
Der Wohnvorteil durch mietfreies Wohnen im eigenen Heim ist als 
wirtschaftliche Nutzung des Vermögens unterhaltsrechtlich wie Ein-
kommen zu behandeln. Neben dem Wohnwert sind auch Zahlungen 
nach dem Eigenheimzulagengesetz anzusetzen. 

Bei der Bemessung des Wohnvorteils ist auszugehen von der Netto-
miete, d.h. nach Abzug der auf einen Mieter nach § 2 BetrKV umleg-
baren Betriebskosten. Hiervon können in Abzug gebracht werden 
der berücksichtigungsfähige Schuldendienst, erforderliche Instand-
haltungs- und Instandsetzungskosten und solche Kosten, die auf  
einen Mieter nicht nach § 2 BetrKV umgelegt werden können.

Auszugehen ist vom vollen Mietwert. Wenn es nicht möglich oder 
nicht zumutbar ist, die Wohnung aufzugeben und das Objekt zu ver-
mieten oder zu veräußern, kann statt dessen die ersparte Miete  
angesetzt werden, die angesichts der wirtschaftlichen Verhältnisse 
angemessen wäre. Dies kommt in der Regel für die Zeit bis zur 
Rechtshängigkeit des Scheidungsantrags in Betracht. 

  6. Haushaltsführung 
Führt jemand einem leistungsfähigen Dritten den Haushalt, so ist 
hierfür ein Einkommen anzusetzen; bei Haushaltsführung durch einen 
Nichterwerbstätigen geschieht das in der Regel mit einem Betrag 
von 200 bis 550 Euro. 

  7. Einkommen aus unzumutbarer Erwerbstätigkeit 
Einkommen aus unzumutbarer Erwerbstätigkeit kann nach Billigkeit 
ganz oder teilweise unberücksichtigt bleiben. 

  8. Freiwillige Zuwendungen Dritter 
Freiwillige Zuwendungen Dritter (z. B. Geldleistungen, kostenloses 
Wohnen) sind als Einkommen zu berücksichtigen, wenn dies dem 
Willen des Dritten entspricht. 

  9. Erwerbsobliegenheit und Einkommensfiktion 
Einkommen können auch aufgrund einer unterhaltsrechtlichen Ob-
liegenheit erzielbare Einkünfte sein. 
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  10. Bereinigung des Einkommens 
10.1 Vom Bruttoeinkommen sind Steuern, Sozialabgaben und/oder 
angemessene, tatsächliche Vorsorgeaufwendungen – Aufwendun-
gen für die Altersvorsorge bis zu 24 % des Bruttoeinkommens, bei 
Elternunterhalt bis zu 25 % des Bruttoeinkommens (je einschließlich 
der Gesamtbeiträge von Arbeitnehmer und Arbeitgeber zur gesetz-
lichen Rentenversicherung) – abzusetzen (Nettoeinkommen). 

Es besteht die Obliegenheit, Steuervorteile in Anspruch zu nehmen 
(z. B. Eintragung eines Freibetrags bei Fahrtkosten, Realsplitting für 
unstreitigen oder titulierten Unterhalt). 

10.2 Berufsbedingte Aufwendungen, die sich von den privaten Le-
benshaltungskosten nach objektiven Merkmalen eindeutig abgren-
zen lassen, sind im Rahmen des Angemessenen vom Nettoeinkom-
men aus unselbständiger Arbeit abzuziehen. 

10.2.1 Bei Vorliegen entsprechender Anhaltspunkte kann eine Pau-
schale von 5 % des Nettoeinkommens angesetzt werden. Übersteigen 
die berufsbedingten Aufwendungen die Pauschale, so sind sie im 
Einzelnen darzulegen. Bei beschränkter Leistungsfähigkeit kann im 
Einzelfall nur mit konkreten Kosten gerechnet werden.

10.2.2 Für die notwendigen Kosten der berufsbedingten Nutzung  
eines Kraftfahrzeugs kann der nach den Sätzen des § 5 II Nr. 2 JVEG 
anzuwendende Betrag (derzeit 0,30 Euro) pro gefahrenen Kilometer 
angesetzt werden. Damit sind i.d.R. Anschaffungskosten mit erfasst. 
Bei langen Fahrtstrecken (ab ca. 30 km einfach) kann nach unten ab-
gewichen werden (für die Mehrkilometer in der Regel 0,20 Euro). 

10.2.3 Bei einem Auszubildenden sind i.d.R. 90 Euro als ausbildungs-
bedingter Aufwand abzuziehen. 

10.3 Kinderbetreuungskosten sind abzugsfähig, soweit die Betreu-
ung durch Dritte allein infolge der Berufstätigkeit erforderlich ist. Im 
Übrigen gilt Ziffer 12.4.

10.4 Berücksichtigungswürdige Schulden (Zins, ggf. auch Tilgung) 
sind abzuziehen; die Abzahlung soll im Rahmen eines vernünftigen 
Tilgungsplanes in angemessenen Raten erfolgen. Bei der Zumutbar-
keitsabwägung sind Interessen des Unterhaltsschuldners, des Dritt-
gläubigers und des Unterhaltsgläubigers, vor allem minderjähriger 
Kinder, mit zu berücksichtigen. 

Bei Kindesunterhalt kann die Obliegenheit zur Einleitung eines Ver-
braucherinsolvenzverfahrens bestehen.

10.5 unbelegt 

10.6 unbelegt

10.7 Umgangskosten (nicht belegt)

Eltern und ihre Kinder
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Kindesunterhalt

  11. Bemessungsgrundlage (Tabellenunterhalt) 
Der Barunterhalt minderjähriger und noch im elterlichen Haushalt 
lebender volljähriger unverheirateter Kinder bestimmt sich nach den 
Sätzen der Düsseldorfer Tabelle (Anhang 1). 

Bei minderjährigen Kindern kann er als Festbetrag oder als Prozent-
satz des jeweiligen Mindestunterhalts geltend gemacht werden. 

11.1 Die Tabellensätze der Düsseldorfer Tabelle enthalten keine Kran-
ken- und Pflegeversicherungsbeiträge für das Kind, wenn dieses nicht 
in einer gesetzlichen Familienversicherung mitversichert ist. Das 
Nettoeinkommen des Verpflichteten ist um solche zusätzlich zu zah-
lenden Versicherungskosten zu bereinigen. 

11.2 Die Tabellensätze sind auf den Fall zugeschnitten, dass der  
Unterhaltspflichtige zwei Unterhaltsberechtigten Unterhalt zu ge-
währen hat. Bei einer größeren oder geringeren Anzahl Unterhalts-
berechtigter sind i.d.R. Ab- oder Zuschläge durch Einstufung in eine 
niedrigere oder höhere Einkommensgruppe vorzunehmen. 

Zur Eingruppierung können auch die Bedarfskontrollbeträge heran-
gezogen werden. 

  12. Minderjährige Kinder 
12.1 Der betreuende Elternteil braucht neben dem anderen Elternteil 
in der Regel keinen Barunterhalt zu leisten, es sei denn, sein Einkom-
men ist bedeutend höher als das des anderen Elternteils (§ 1606 III  
2 BGB), oder der eigene angemessene Unterhalt des sonst allein  
barunterhaltspflichtigen Elternteils ist gefährdet (§ 1603 II 3 BGB). 

12.2 Einkommen des Kindes wird bei beiden Eltern hälftig angerech-
net. Zum Kindergeld vgl. Ziffer 14. 

12.3 Sind bei auswärtiger Unterbringung beide Eltern zum Barunter-
halt verpflichtet, haften sie anteilig nach § 1606 III 1 BGB für den 
Gesamtbedarf (vgl. Nr. 13.3). Der Verteilungsschlüssel kann unter 
Berücksichtigung des Betreuungsaufwandes wertend verändert  
werden. 

12.4 Kosten für Kindergärten und vergleichbare Betreuungsformen 
(ohne Verpflegungskosten) sind Mehrbedarf des Kindes. Bei Zu-
satzbedarf (Prozesskostenvorschuss, Mehrbedarf, Sonderbedarf) gilt 
§ 1606 III 1 BGB (vgl. Nr. 13.3). 

  13. Volljährige Kinder 
13.1 Beim Bedarf volljähriger Kinder ist zu unterscheiden, ob sie 
noch im Haushalt der Eltern/eines Elternteils leben oder einen eige-
nen Hausstand haben.
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13.1.1 Für volljährige Kinder, die noch im Haushalt der Eltern oder 
eines Elternteils wohnen, gilt die Altersstufe 4 der Düsseldorfer Ta-
belle.

Sind beide Elternteile leistungsfähig (vgl. Nr. 21.3.1), ist der Bedarf 
des Kindes i.d.R. nach dem zusammengerechneten Einkommen 
(ohne Anwendung von Nr. 11.2) zu bemessen. Für die Haftungsquote 
gilt Nr. 13.3. Ein Elternteil hat jedoch höchstens den Unterhalt zu leis-
ten, der sich allein aus seinem Einkommen aus der Düsseldorfer Ta-
belle (ggf. Herauf-, Herabstufung abzüglich volles Kindergeld) ergibt.

13.1.2 Der angemessene Bedarf eines volljährigen Kindes mit eige-
nem Hausstand beträgt in der Regel monatlich 670 Euro (darin sind 
enthalten Kosten für Unterkunft und Heizung bis zu 280 Euro), ohne 
Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung sowie Studiengebüh-
ren.

Von diesem Betrag kann bei erhöhtem Bedarf oder mit Rücksicht auf 
die Lebensstellung der Eltern nach oben abgewichen werden.

13.2 Auf den Unterhaltsbedarf werden Einkünfte des Kindes, auch 
das Kindergeld, BAföG-Darlehen und Ausbildungsbeihilfen (gekürzt 
um ausbildungsbedingte Aufwendungen, vgl. Nr. 10.2.3) angerech-
net. Bei Einkünften aus unzumutbarer Erwerbstätigkeit gilt § 1577 II 
BGB entsprechend.

13.3 Bei anteiliger Barunterhaltspflicht ist vor Berechnung des Haf-
tungsanteils nach § 1606 III 1 BGB das bereinigte Nettoeinkommen 
jedes Elternteils gem. Nr. 10 zu ermitteln. Außerdem ist vom Restbe-
trag ein Sockelbetrag in Höhe des angemessenen Selbstbehalts 
(1.200 Euro) abzuziehen.

Der Haftungsanteil nach § 1606 III 1 BGB errechnet sich nach der 
Formel: 

Bereinigtes Nettoeinkommen eines Elternteils (N1 oder N2) abzüg-
lich 1.200 Euro mal (Rest-)Bedarf (R), geteilt durch die Summe der 
bereinigten Nettoeinkommen beider Eltern (N1 + N2) abzüglich 2.400 
(=1.200 + 1.200) Euro. Haftungsanteil 1 = (N1 – 1.200) x R : (N1 + N2 
– 2.400). 

Der so ermittelte Haftungsanteil ist auf seine Angemessenheit zu 
überprüfen und kann bei Vorliegen besonderer Umstände (z.B. be-
hindertes Kind) wertend verändert werden. 

Bei volljährigen Schülern, die in § 1603 II 2 BGB minderjährigen Kin-
dern gleichgestellt sind, wird der Sockelbetrag bis zum notwendigen 
Selbstbehalt (800 Euro/ 1.000 Euro) herabgesetzt, wenn der Bedarf 
der Kinder andernfalls nicht gedeckt werden kann. 

  14. Verrechnung des Kindergeldes 
Es wird nach § 1612 b BGB angerechnet. 

Eltern und ihre Kinder
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Ehegattenunterhalt

  15. Unterhaltsbedarf 
15.1 Die Bemessung des nachehelichen Unterhalts richtet sich nach 
den ehelichen Lebensverhältnissen (§ 1578 Abs. 1 S. 1 BGB). Der 
Bedarf des Ehegatten beträgt mindestens 800 Euro.

15.2 Es gilt der Halbteilungsgrundsatz, wobei jedoch Erwerbsein-
künfte nur zu 90 % zu berücksichtigen sind (Abzug von 1/10 Erwerbs-
tätigenbonus vom bereinigten Nettoeinkommen bei der Bedarfs-
ermittlung, nicht bei der Ermittlung der Leistungsfähigkeit des 
Unterhaltsschuldners). 

Leistet ein Ehegatte auch Unterhalt für ein unterhaltsberechtigtes 
Kind, wird sein Einkommen vor Ermittlung des Erwerbstätigenbonus 
um Kindesunterhalt (Zahlbetrag) bereinigt. 

Erbringt der Verpflichtete sowohl Bar- als auch Betreuungsunterhalt, 
kann im Einzelfall ein Betreuungsbonus angesetzt werden. 

15.3 Bei sehr guten Einkommensverhältnissen des Pflichtigen 
kommt eine konkrete Bedarfsberechnung in Betracht. 

15.4 Werden Altersvorsorge-, Kranken- und Pflegeversicherungs-
kosten vom Berechtigten gesondert geltend gemacht oder vom Ver-
pflichteten bezahlt, sind diese vom Einkommen des Pflichtigen vor-
weg abzuziehen. Der Vorwegabzug unterbleibt, soweit nicht verteilte 
Mittel zur Verfügung stehen, z.B. durch Anrechnung nicht prägenden 
Einkommens des Berechtigten auf seinen Bedarf. 

15.5 nicht belegt

15.6 nicht belegt

15.7 Begrenzung nach § 1578 b BGB (nicht belegt)

  16. Bedürftigkeit 
Eigene Einkünfte des Berechtigten sind auf den Bedarf anzurechnen, 
wobei das bereinigte Nettoerwerbseinkommen um den Erwerbstäti-
genbonus zu vermindern ist (vgl. Rechenbeispiel Anhang 2 Nr. 2.1). 

  17. Erwerbsobliegenheit 
17.1 Bei der Betreuung eines Kindes besteht keine Erwerbsobliegen-
heit vor Vollendung des 3. Lebensjahrs, danach nach den Umstän-
den des Einzelfalls insbesondere unter Berücksichtigung zumutbarer 
Betreuungsmöglichkeiten für das Kind und der Vereinbarkeit mit der 
Berufstätigkeit des betreuenden Elternteils, auch unter dem Aspekt 
des neben der Erwerbstätigkeit anfallenden Betreuungsaufwands. 

17.2. In der Regel besteht für den Berechtigten im ersten Jahr nach 
der Trennung keine Obliegenheit zur Aufnahme oder Ausweitung 
einer Erwerbstätigkeit. 
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Weitere Unterhaltsansprüche

  18. Ansprüche aus § 1615l BGB 
Der Bedarf nach § 1615l BGB bemisst sich nach der Lebensstellung 
des betreuenden Elternteils. Er beträgt mindestens 800 Euro. Ist die 
Mutter verheiratet oder geschieden, ergibt sich ihr Bedarf aus den 
ehelichen Lebensverhältnissen. 

  19. Elternunterhalt 
Beim Bedarf der Eltern sind Leistungen zur Grundsicherung nach  
§§ 41 ff. SGB XII zu berücksichtigen (vgl. Nr. 2.9). 

  20. Lebenspartnerschaft 
Bei Getrenntleben oder Aufhebung der Lebenspartnerschaft gelten 
§§ 12, 16 LPartG. 

Leistungsfähigkeit und Mangelfall

  21. Selbstbehalt  
21.1 Es ist zu unterscheiden zwischen dem notwendigen (§ 1603 II 
BGB), dem angemessenen (§ 1603 I BGB) und dem eheangemesse-
nen Selbstbehalt (§§ 1361 I, 1578 I BGB). 

21.2 Für Eltern gegenüber minderjährigen Kindern und diesen nach 
§ 1603 II 2 BGB gleichgestellten Kindern gilt im Allgemeinen der not-
wendige Selbstbehalt als unterste Grenze der Inanspruchnahme. 

Er beträgt  
• beim Nichterwerbstätigen 800 Euro  
• beim Erwerbstätigen 1.000 Euro. 

Hierin sind Kosten für Unterkunft und Heizung in Höhe von 360 Euro 
enthalten. 

21.3 Im Übrigen gilt beim Verwandtenunterhalt der angemessene 
Selbstbehalt. 

21.3.1 Er beträgt gegenüber volljährigen Kindern 1.200 Euro. Hierin 
sind Kosten für Unterkunft und Heizung in Höhe von 450 Euro enthal-
ten. 

21.3.2 Gegenüber Anspruchsberechtigten nach § 1615l BGB ist der 
Selbstbehalt in der Regel mit einem Betrag zu bemessen, der zwi-
schen dem angemessenen Selbstbehalt des Volljährigen nach § 1603 I 
BGB und dem notwendigen Selbstbehalt nach § 1603 II BGB liegt,  
in der Regel mit 1.100 Euro. Darin sind Kosten für Unterkunft und  
Heizung von 400 Euro enthalten.

21.3.3 Gegenüber Eltern beträgt er mindestens 1.600 Euro. Hierin sind 
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Kosten für Unterkunft und Heizung in Höhe von 450 Euro enthalten. 
Zusätzlich bleibt die Hälfte des diesen Mindestbetrag übersteigen-
den, bereinigten Einkommens anrechnungsfrei, bei Vorteilen aus 
dem Zusammenleben in der Regel 45 % des diesen Mindestbetrag 
übersteigenden, bereinigten Einkommens.

21.3.4 Gegenüber Großeltern/Enkel beträgt der Selbstbehalt mindes-
tens 1.600 Euro.

21.4 Gegenüber Ehegatten gilt grundsätzlich der Ehegattenmindest-
selbstbehalt (= Eigenbedarf). Er beträgt in der Regel 1.100 Euro. Hier-
in sind Kosten für Unterkunft und Heizung in Höhe von 400 Euro 
enthalten. 

21.5 Anpassung des Selbstbehalts 

21.5.1 Beim Verwandtenunterhalt kann der jeweilige Selbstbehalt 
unterschritten werden, wenn der eigene Unterhalt des Pflichtigen 
ganz oder teilweise durch seinen Ehegatten gedeckt ist. 

21.5.2 Wird konkret eine erhebliche und nach den Umständen nicht 
vermeidbare Überschreitung der in den einzelnen Selbstbehalten 
enthaltenen angeführten Wohnkosten dargelegt, erhöht sich der 
Selbstbehalt. Wird die Wohnung von mehreren Personen genutzt, ist 
der Wohnkostenanteil des Pflichtigen festzustellen. Bei Erwachsenen 
geschieht die Aufteilung in der Regel nach Köpfen. Kinder sind vorab 
mit einem Anteil von 20 % ihres Anspruchs auf Barunterhalt zu be-
rücksichtigen. Besteht für den Verpflichteten ein Anspruch auf 
Wohngeld, ist dieser wohnkostenmindernd zu berücksichtigen (vgl. 
Nr. 2.3). 

21.5.3 Bei Zusammenleben mit einem leistungsfähigen Partner kann 
der Selbstbehalt wegen ersparter Aufwendungen reduziert werden, 
wobei die Ersparnis des Unterhaltspflichtigen im Regelfall mit 10 % 
angesetzt werden kann.

  22.  Bedarf des mit dem Pflichtigen zusammenlebenden 
Ehegatten 

22.1 Der Mindestbedarf eines mit dem Unterhaltspflichtigen zusam-
menlebenden Ehegatten gegenüber Unterhaltsansprüchen eines 
nach rangigen geschiedenen Ehegatten beträgt 880 Euro.

22.2 Mindestbedarf bei Ansprüchen volljähriger Kinder – Der Mindest-
bedarf eines mit dem Unterhaltspflichtigen zusammenlebende Ehe-
gatten gegenüber Unterhaltsansprüchen eines nicht privilegierten 
Kindes beträgt 960 Euro.

22.3 Ist bei Unterhaltsansprüchen der Eltern, Großeltern und Enkel 
der Unterhaltspflichtige verheiratet, werden für den mit ihm zusam-
menlebenden Ehegatten mindestens 1.280 Euro angesetzt. Darin 
sind Kosten für Unterkunft und Heizung von 350 Euro enthalten. Im 
Familienbedarf von 2.880 Euro (1.600 Euro + 1.280 Euro) sind Kosten 
für Unterkunft und Heizung in Höhe von 800 Euro enthalten.
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  23.  Bedarf des vom Pflichtigen getrenntlebenden oder  
geschiedenen Ehegatten

23.1 Bedarf bei Ansprüchen des nachrangigen geschiedenen Ehe-
gatten – Der Mindestbedarf eines vom Pflichtigen getrennt lebenden 
oder geschiedenen Ehegatten gegenüber Unterhaltsansprüchen ei-
nes nachrangigen Ehegatten beträgt 1.100 Euro.

23.2 Bedarf bei Ansprüchen volljähriger Kinder – Der Mindestbedarf 
eines vom Pflichtigen getrennt lebenden oder geschiedenen Ehegat-
ten gegenüber Unterhaltsansprüchen nicht privilegierter volljähriger 
Kinder beträgt 1.200 Euro.

23.3 Bedarf bei Ansprüchen von Eltern oder Enkeln des anderen Ehe-
gatten und von gemeinsamen Enkeln – Der Mindestbedarf eines 
vom Pflichtigen getrennt lebenden oder geschiedenen Ehegatten 
gegenüber Unterhaltsansprüchen von Eltern, Großeltern und Enkeln 
des Unterhaltspflichtigen beträgt 1.600 Euro.

  24. Mangelfall 
24.1 Ein absoluter Mangelfall liegt vor, wenn das Einkommen des 
Verpflichteten zur Deckung seines notwendigen Selbstbehalts und 
der gleichrangigen Unterhaltsansprüche der Kinder nicht ausreicht. 
Zur Feststellung des Mangelfalls entspricht der einzusetzende Bedarf 
für minderjährige und diesen nach § 1603 II 2 BGB gleichgestellten 
Kindern dem Zahlbetrag, der aus der ersten Einkommensgruppe ent-
nommen werden kann.

24.2 In sonstigen Mangelfällen beträgt der Einsatzbetrag für einen 
gleichrangigen, nicht mit dem Unterhaltspflichtigen zusammenleben-
den, Ehegatten 800 Euro. Für vorrangige Ehegatten s. Nr. 22 und 23.

24.3 Die nach Abzug des Selbstbehalts des Unterhaltspflichtigen ver-
bleibende Verteilungsmasse ist anteilig auf alle gleichrangigen un-
terhaltsberechtigten Kinder bzw. Ehegatten im Verhältnis ihrer Un-
terhaltsansprüche zu verteilen. 

Die prozentuale Kürzung berechnet sich nach der Formel:  
K = V : S x 100 
K = prozentuale Kürzung, S = Summe der Einsatzbeträge aller Berechtigten  

V = Verteilungsmasse (Einkommen des Verpflichteten abzgl. Selbstbehalt) 

24.4 Das im Rahmen der Mangelfallberechnung gewonnene Ergeb-
nis ist auf seine Angemessenheit zu überprüfen. 

24.5 Rechenbeispiel zum absoluten Mangelfall, vgl. Anhang 2 Nr. 2.2

Sonstiges

  25. Rundung 
Der Unterhaltsbetrag ist auf volle Euro aufzurunden. 
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Anhang II
  1. Düsseldorfer Tabelle 2017 
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  2. Rechenbeispiele 
2.1 Additionsmethode 

Der Verpflichtete M hat ein bereinigtes Nettoerwerbseinkommen von 
2000 Euro sowie Zinseinkünfte von 300 Euro. Seine Ehefrau F hat ein 
bereinigtes Nettoerwerbseinkommen von 1000 Euro. 

Anspruch der F? 

Bedarf:  
½ (9/10 * 2000 Euro + 300 Euro + 9/10 * 1000 Euro) = 1500 Euro  
Höhe : 1500 Euro – 9/10 * 1000 Euro = 600 Euro  

2.2 Absoluter Mangelfall 

Der unterhaltspflichtige Vater V hat ein bereinigtes Nettoeinkommen 
von 1.700 Euro. Unterhaltsberechtigt sind ein 18-jähriges Kind K1, 
das bei der Mutter M lebt und aufs Gymnasium geht, und die beiden 
minderjährigen Kinder K2 (14 Jahre) und K3 (10 Jahre), die von der 
Mutter betreut werden. Das Kindergeld von 558 Euro wird an die Mut-
ter ausbezahlt, deren sonstiges Einkommen unter 1.000 Euro liegt. 

Unterhaltsberechnung gemäß Nr. 23.1:

Mangels Leistungsfähigkeit der Mutter alleinige Barunterhaltspflicht 
von V für alle Kinder.

Bedarf K1:  
527 Euro (DüssTab Gruppe 1, 4. Altersstufe) – 192 Euro Kindergeld 
ergibt einen ungedeckten Bedarf = Einsatzbetrag von 335 Euro

Bedarf K2:  
460 Euro (DüssTab Gruppe 1, 3. Altersstufe) – 96 Euro 1/2 Kindergeld 
ergibt einen ungedeckten Bedarf = Einsatzbetrag von 364 Euro

Bedarf K3:  
393 Euro (DüssTab Gruppe 1, 2. Altersstufe) – 99 Euro 1/2 Kindergeld 
ergibt einen ungedeckten Bedarf = Einsatzbetrag von 294 Euro

Summe der Einsatzbeträge: 335 + 364 + 294 = 993 Euro

Verteilungsmasse: 
Einkommen 1.700 Euro – Selbstbehalt 1.080 Euro = 620 Euro

Prozentuale Kürzung: 700/993 * 100 = 62,44%

Berechnung der gekürzten Unterhaltsansprüche:

K1: 335 Euro * 62,44 % = 209 Euro;  
zum Leben verfügbar also 209 + 192 = 401 Euro;

K2: 364 Euro * 62,44 % = 227 Euro;  
zum Leben verfügbar also 227 + 96 = 323 Euro;

K3: 294 Euro * 62,44 % = 184 Euro;  
zum Leben verfügbar also 184 + 99 = 283 Euro.
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   3.  Zusammenstellung der Bedarfssätze und  
Selbstbehalte  

3.1 Bedarfssätze  

I) Regelbedarf eines volljährigen Kindes, das nicht im Haushalt 
eines Elternteils lebt (Nr. 13.1.2): 670 Euro

II) Mindestbedarf eines Ehegatten (Nr. 15.1), eines aus § 1615l BGB 
Berechtigten (Nr. 18) und anderer Unterhaltsbedürftiger, die nicht 
Kinder oder (geschiedene) Ehegatten sind: 800 Euro

3.2 Selbstbehalte  

III) Monatlicher Selbstbehalt gegenüber minderjährigen und ihnen 
gleichgestellten (§ 1603 Abs. 2 BGB) Kindern (Nr. 21.2) 
a) des erwerbstätigen Unterhaltsverpflichteten: 1000 Euro 
b) des nichterwerbstätigen Unterhaltsverpflichteten: 800 Euro

IV) Monatlicher Selbstbehalt gegenüber anderen Kindern  
(Nr. 21.3.1):1200 Euro

V) Monatlicher Selbstbehalt gegenüber Ehegatten (Nr. 21.4) und 
Ansprüchen nach § 1615 l BGB (Nr. 21.3.2): 1100 Euro  

nach Fn. 1 zu Nr. 21.4 teilweise bei Nichterwerbstätigkeit: 1000 Euro

VI) Monatlicher Selbstbehalt gegenüber Verwandten aufsteigender 
Linie und Enkeln mindestens (zzgl. die Hälfte des dieses Einkommen 
übersteigenden Betrages, Nr. 21.3.3): 1600 Euro  

VII) Bedarf des mit dem Pflichtigen zusammenlebenden Ehegatten  
(Nr. 22)  
a) gegenüber nachrangigen (geschiedenen) Ehegatten:  
mindestens 880 Euro 
b) gegenüber nicht unter § 1603 Abs. 2 BGB fallenden Kindern:  
960 Euro 
c) gegenüber Eltern / Enkelunterhalt:  
mindestens 1280 Euro

Hinweis
Diese Druckschrift wird im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit der Bayeri-
schen Staatsregierung herausgegeben. Sie darf weder von Parteien noch 
von Wahlwerbern oder Wahlhelfern im Zeitraum von fünf Monaten vor 
einer Wahl zum Zwecke der Wahlwerbung verwendet werden. Dies gilt 
für Landtags-, Bundestags-, Kommunal- und Europawahlen. Missbräuch-
lich ist während dieser Zeit insbesondere die Verteilung auf Wahlveran-
staltungen, an Informationsständen der Parteien sowie das Einlegen, Auf-
drucken und Aufkleben parteipolitischer Informationen oder Werbemittel. 
Untersagt ist gleichfalls die Weitergabe an Dritte zum Zwecke der Wahl-
werbung. Auch ohne zeitlichen Bezug zu einer bevorstehenden Wahl darf 
die Druckschrift nicht in einer Weise verwendet werden, die als Partei-
nahme der Staatsregierung zugunsten einzelner politischer Gruppen ver-
standen werden könnte. Den Parteien ist es gestattet, die Druckschrift zur 
Unterrichtung ihrer eigenen Mitglieder zu verwenden.
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